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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 11.11.2015
- Aktenzeichen 03280188785/hö

gegen:

  Herrn
  Rafal Bogdan Dabek
  Poprzeczna 16
  PL-32-551 METKOW

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0116 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen 
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 18.12.2015
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 1
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Bekanntmachung 
des Kreises Viersen

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 18.11.2015
- Aktenzeichen 03280198829/hö

gegen:

  Herrn
  Carlos Henriques
  Urb.Monte Fino LT 993
  P-8900-111 MONTE GORDO

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0116 für den Empfänger of-
fen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen  
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 18.12.2015
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 2

Öffentliche Zustellung eines Bußgeldbescheides

Gemäß §§ 1 und 10 des Landeszustellungsgesetzes 
NW (LZG NW) vom 07.03.2006 in der derzeit gülti-
gen Fassung wird der

Bußgeldbescheid 
des Amtes für Ordnung und Straßenverkehr 

vom 02.11.2015
- Aktenzeichen 03280201480/le

gegen:

  Frau
  Sharon Kerssenberg
  Königspfad 7A
  41334 Nettetal

öffentlich zugestellt, da die vorgenannte Person pos-
talisch nicht zu erreichen ist.

Die öffentliche Zustellung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung im Amtsblatt des Kreises Viersen.
Der Bußgeldbescheid liegt beim Kreis Viersen, Amt 
für Ordnung und Straßenverkehr, Rathausmarkt 3, 
41747 Viersen, Zimmer 0120 A für den Empfänger 
offen und kann dort vom Empfänger eingesehen wer-
den.

Der Bescheid gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt und wird rechtskräftig und 
vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 2 Wochen  
nach Zustellung Einspruch eingelegt wird.

Viersen, 04.01.2016
Im Auftrag

P u l t e r

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 2

Der Entwurf der Nachtragssatzung des Kreises Vier-
sen für das Haushaltsjahr 2016 mit ihren Anlagen kann 
gem. § 54 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.7.1994 (GV NRW S. 646), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19.12.2013 (GV NRW S. 878), ab dem 
15.01.2016 für die Dauer des Beratungsverfahrens 
(bis zur Kreistagssitzung am 10.03.2016) innerhalb 
der Dienstzeiten im Gebäude der Kreisverwaltung, 
Zimmer 2304, eingesehen werden.

Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabe-
pflichtige der kreisangehörigen Gemeinden innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der Auslegung 
Einwendungen erheben. Diese können schriftlich an 
den Landrat in Viersen eingereicht oder beim Amt für 
Finanzen im Kreishaus Viersen zur Niederschrift er-
klärt werden. Über die Einwendungen beschließt der 
Kreistag in öffentlicher Sitzung.

Viersen, den 18.12.2015
gez. Dr. Coenen

Landrat
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Entwurf der Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung des Kreises Viersen für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund der §§ 53 ff der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV NRW S 878) 
in Verbindung mit §§ 78 ff der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 
(GV NRW S. 878), hat der Kreistag mit Beschluss vom   .  .    folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 

die bisher
festgesetzten 

Gesamtbeträge
erhöht um

und damit der Gesamt-
betrag des Haushalts-
plans einschl. Nachträ-

ge festgesetzt auf
EUR EUR EUR

Ergebnisplan

Erträge 298.122.282 13.429.808 311.552.090

Aufwendungen 300.119.652 14.313.548 314.433.200

Finanzplan

aus laufender

Verwaltungstätigkeit:

	 Einzahlungen 292.436.975 13.336.808 305.773.783

	 Auszahlungen 288.187.923 13.172.717 301.360.640

aus Investitions- und 

Finanzierungstätigkeit:

	 Einzahlungen 5.055.300 1.607.000 6.662.300

	 Auszahlungen 13.454.599 1.232.831 14.687.430

festgesetzt.
§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, wird gegenüber der bishe-
rigen Festsetzung in Höhe von 2.126.129 EUR um 285.000 € erhöht und damit auf 2.411.129 € festgesetzt.

§ 3

Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht geändert.

§ 4

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird gegenüber der bis-
herigen Festsetzung in Höhe von 1.997.370 EUR um 883.740 EUR erhöht und damit auf 2.881.110 EUR 
festgesetzt.

§ 5

Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur Liquiditätssicherung wird nicht geändert.
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§ 6

(1) Der Hebesatz der Kreisumlage wird nicht geändert.

(2) Zur Deckung der Aufwendungen, die dem Kreis infolge der Mitgliedschaft im Verkehrsverbund entste-
hen, wird die ausschließliche Belastung (Mehrbelastung) für die kreisangehörigen Gemeinden

von bisher vermindert um auf nunmehr
Brüggen 1,33520 v.H. 0,1427 v.H. 1,19250 v.H.
Grefrath 1,69620 v.H. 0,1712 v.H. 1,52500 v.H.
Kempen 1,27320 v.H. 0,0806 v.H. 1,19260 v.H.
Nettetal 1,26760 v.H. 0,1223 v.H. 1,14530 v.H.
Niederkrüchten 1,90830 v.H. 0,1991 v.H. 1,70920 v.H.
Schwalmtal 1,51860 v.H. 0,1817 v.H. 1,33690 v.H.
Tönisvorst 1,17140 v.H. 0,1163 v.H. 1,05510 v.H.
Viersen 0,13680 v.H. 0,0035 v.H. 0,13330 v.H.
Willich 1,46700 v.H. 0,0945 v.H. 1,37250 v.H.

der für das Haushaltsjahr 2016 geltenden Umlagegrundlagen festgesetzt.

(3) Zur Deckung der Kosten, die durch die Aufgabe des Jugendamtes verursacht werden, wird die aus-
schließliche Belastung (Mehrbelastung) für die kreisangehörigen Gemeinden ohne die Städte Kem-
pen, Nettetal, Viersen und Willich von bisher 20,04 v.H. um 0,36 v.H. verringert und damit auf nunmehr 
19,68 v.H. der für das Haushaltsjahr 2016 geltenden Umlagegrundlagen festgesetzt.

(4) Kreisumlage und Mehrbelastungen sind in Monatsbeträgen jeweils am 20. eines jeden Monats fällig.

§ 7

Die Regelungen für die Bewirtschaftung des Haushaltes werden nicht geändert.

§ 8

Die Regelungen zum Stellenplan und zur Stellenbesetzung werden nicht geändert.

 Aufgestellt: Bestätigt:
  Viersen, den 18.12.2015

 gez. Heil gez. Dr. Coenen
 Kreiskämmerer Landrat

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 2

Bekanntmachung 
des Kreises Viersen
Bekanntmachung zur 10. Sitzung des Kreistages 
am Donnerstag, 14.01.2016, 18:00 Uhr im Sit-
zungssaal im Forum

Tagesordnung

Öffentliche Sitzung

1. Wahlen zu Ausschüssen und Gremien

1.1. Benennung von Vertretern des Kreises Viersen 
zur Besetzung des Verwaltungsausschusses 
der Agentur für Arbeit

1.2. Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr

1.3. Gesellschafterversammlung der Verkehrsge-
sellschaft Kreis Viersen mbH

1.4. Nachbesetzungsvorschläge der CDU-Kreis-
tagsfraktion

1.5. Nachbesetzungsvorschläge der Kreistagsfrakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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2. Ausschreibung der Stelle einer Sozialdezernen-
tin / eines Sozialdezernenten

3. Auflösung der öffentlich-rechtlichen Vereinba-
rung zur Übertragung der Aufgaben des Ein-
heitlichen Ansprechpartners

4. Nachtragssatzung 2016 - Herstellung des Be-
nehmens nach § 55 Abs. 1 KrO NRW zur Fest-
setzung der Kreisumlage Einwendungen der 
kreisangehörigen Städte und Gemeinden

5. Nachtragssatzung 2016 mit Nachtragshaus-
haltsplan, Nachtragsstellenplan 2016 sowie 
sonstigen Anlagen

6. Genehmigung einer Dringlichkeitsentschei-
dung;

 Erlass der Entgeltregelung vom 18.12.2015 für 
Anlieferungen aus dem Kreis Viersen au-ßer-
halb der gemeindlichen Müllabfuhr (Einzelanlie-
ferungen)

7. Mitteilungen des Landrates

8. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Nichtöffentliche Sitzung

9. Mitteilungen des Landrates

10. Anfragen nach § 8 der Geschäftsordnung

Viersen, 05.01.2016
D r.  C o e n e n 

Landrat als Vorsitzender

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 4

Bekanntmachung 
der Gemeinde Brüggen
Satzungsbeschluss und Inkrafttreten der 7. des 
Bebauungsplanes Bra/5b „Angenthoer Süd“

Der Rat der Burggemeinde Brüggen hat die 7. Än-
derung des Bebauungsplanes Bra/5b „Angenthoer 
Süd“ am 15.12.2015 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) in Verbindung mit §§ 7 und 41 der Ge-
meindeordnung NRW als Satzung beschlossen. Das 
von der Beschlussfassung betroffene Gebiet ist aus 
dem nachstehend abgedruckten Kartenausschnitt 
ersichtlich.

Die Bebauungsplanänderung wird mit der dazuge-
hörigen Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung beim Sachgebiet 2.2 Planen / Bauen / 
Technik der Burggemeinde Brüggen, Rathaus Brüg-
gen, Zimmer 306 (Anbau), Klosterstraße 38, 41379 
Brüggen, während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Ver-

langen Auskunft gegeben.

Die Änderung tritt mit Ablauf des Erscheinungstages 
des Amtsblattes für den Kreis Viersen, in dem sie öf-
fentlich bekannt gemacht wird, in Kraft.

Hinweise:

1.  Nach § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbe-
achtlich 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungspla-
nes und des Flächennutzungsplanes und

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Burggemeinde Brüggen, Klosterstraße 38, 41379 
Brüggen, unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind.

2.  Entschädigungsberechtigte können gemäß § 44 
Abs. 3 Satz 1 BauGB Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind. Der 
Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit 
des Anspruchs gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei der Burggemeinde 
Brüggen beantragt. 

  Ein Entschädigungsanspruch erlischt gemäß § 
44 Abs. 4 BauGB , wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die in § 44 Absatz 3 Satz 1 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3.  Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW 
kann die Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften der Gemeindeordnung NRW gegen 
den Bebauungsplan nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt,

b) der Bebauungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden,
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c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Burggemeinde Brüggen vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Der Beschluss der 7. Änderung Bebauungspla-
nes Bra/5b „Angenthoer Süd“ als Satzung vom 

15.12.2015, Ort und Zeit, in der die Bebauungs-
planänderung, die Begründung und die zusammen-
fassende Erklärung zur Einsichtnahme bereitgehal-
ten werden und die aufgrund des Baugesetzbuches 
und der Gemeindeordnung NRW erforderlichen Hin-
weise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Brüggen, den 16.12.2015
gez.

Gellen
Bürgermeister

Übersichtskarte

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 5

Burggemeinde Brüggen
Ortsteil Bracht
Geltungsbereich Bebauungsplan
Bra/5b „Angenthoer Süd“,
7. Änderung
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Bekanntmachung 
der Gemeinde Grefrath
Feststellung des Jahresabschlusses der Gemein-
de Grefrath zum 31.12.2013 und Entlastung des 
Bürgermeisters

Der Rat der Gemeinde Grefrath hat in seiner Sitzung 
am 14.11.2015 gem. § 96 Abs. 1 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW.S.666) in der zurzeit gültigen Fassung, den 
vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften sowie 
den vom Rechnungsprüfungsamt des Kreises Vier-
sen testierten Jahresabschluss zum 31.12.2013 ein-
schließlich Anhang und Lagebericht festgestellt. 

Der Jahresfehlbetrag des Haushaltsjahres 2013 
in Höhe von 3.237.606,39 € wird bis zur Höhe von 
818.518,27 € der Ausgleichsrücklage entnommen 
und darüber hinaus in Höhe von 4.344.241,94 € der 
Allgemeinen Rücklage entnommen. 

Die Ratsmitglieder der Gemeinde Grefrath haben mit 
Beschluss vom 14.11.2015 dem Bürgermeister gem. 
§ 96 Abs. 1 Satz 4 GO NRW die Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2013 erteilt. 

Der Jahresabschluss mit seinen Anlagen ist dem 
Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde, 
Viersen gem. § 96 Abs. 2 GO NRW mit Schreiben 
vom 22.04.2015 angezeigt worden.

Die nachfolgende Schlussbilanz zum 31.12.2013 
sowie die Gesamtergebnis- und die Gesamtfinanz-
rechnung des Haushaltsjahres 2013 werden hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
Der Jahresabschluss mit seinen Anlagen (Anhang, 
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Gemeinde Grefrath
Bilanz zum 31.12.2013

31.12.2013 01.01.2013
1. Anlagevermögen 112.626.724,75 114.263.256,47

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 35.226,87 45.015,46

1.2 Sachanlagen 90.125.238,33 91.762.062,26

1.2.1 Unbebaute Grundstücke/grundstücksgleiche Rechte 13.018.254,09 13.040.084,03
1.2.1.1 Grünflächen 11.466.194,39 11.433.740,20

1.2.1.2 Ackerland 423.110,35 423.110,35

1.2.1.3 Wald, Forsten 483.876,86 452.267,95

1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 645.072,49 730.965,53

1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 20.005.192,53 20.610.762,88
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.258.656,19 1.299.349,88

1.2.2.2 Schulen 8.376.940,22 8.632.530,51

1.2.2.3 Wohnbauten 5.134.491,28 5.287.151,55

1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude 5.235.104,84 5.391.730,94

1.2.3 Infrastrukturvermögen 54.967.735,02 55.850.358,11
1.2.3.1 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 10.138.986,78 10.133.759,89

1.2.3.2 Brücken und Tunnel 342.289,18 356.279,63

1.2.3.3 Gleisanlagen 0,00 0,00

1.2.3.4 Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 24.037.504,17 23.878.496,92

1.2.3.5 Staßennetz m. Wegen, Plätzen u. Verkehrslenk.anl. 19.815.018,11 20.829.496,70

1.2.3.6 Sonstige Bauten des Infrastrukturvermögens 633.936,78 652.324,97

1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden 13.847,50 16.617,00
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 245.622,30 8.146,00
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 1.129.254,62 1.191.103,12
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 324.069,38 383.240,29
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 421.262,89 661.750,83

1.3 Finanzanlagen 22.466.259,55 22.456.178,75

1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 22.026.164,41 22.026.164,41
1.3.2 Beteiligungen 272.542,01 272.542,01
1.3.3 Sondervermögen 0,00 0,00
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens 153.047,86 136.447,86
1.3.5 Ausleihungen 14.505,27 21.024,47
1.3.5.1 an verbundenen Unternehmen 0,00 0,00

1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 0,00

1.3.5.3 an Sondervermögen 0,00 0,00

1.3.5.4 Sonstige Ausleihungen 14.505,27 21.024,47

2. Umlaufvermögen 767.800,78 1.374.412,01

2.1 Vorräte 21.597,65 21.557,07
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 21.597,65 21.557,07

2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 0,00

2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 651.151,84 1.277.676,46

2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen 615.638,42 1.181.618,75
2.2.1.1 Gebühren 111.582,48 464.013,28

2.2.1.2 Beiträge 34.604,89 5.457,95

2.2.1.3 Steuern 204.620,84 418.143,88

2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen 9.466,34 8.533,57

2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 255.363,87 285.470,07

2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 35.513,42 96.057,71
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich 12.695,89 27.204,49

2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich 500,00 4.111,66

2.2.2.3 gegen verbundene Unternehmen 0,00 0,00

2.2.2.4 gegen Beteiligungen 0,00 0,00

2.2.2.5 gegen Sondervermögen 0,00 0,00

2.2.2.6 sonstige privatrechtliche Forderungen 22.317,53 64.741,56

2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 0,00 0,00

2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 0,00
2.4 Liquide Mittel 95.051,29 75.178,48

3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 90.283,13 94.306,83

Summe: 113.484.808,66 115.731.975,31

A K T I V A
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31.12.2013 01.01.2013
1. Eigenkapital 48.565.756,85 52.909.998,79

1.1 Allgemeine Rücklage 52.909.998,79 55.329.086,91

1.2 Sonderrücklagen 0,00 0,00

1.3 Ausgleichsrücklage 0,00 818.518,27

1.4 Jahresüberschuss / Fehlbetrag -4.344.241,94 -3.237.606,39

2. Sonderposten 28.678.931,14 28.816.960,87

2.1 für Zuwendungen 13.611.937,58 13.685.893,99

2.2 für Beiträge 11.676.116,09 11.600.156,93

2.3 für den Gebührenausgleich 249.451,53 425.588,19

2.4 Sonstige Sonderposten 3.141.425,94 3.105.321,76

3. Rückstellungen 8.646.025,72 8.662.580,00

3.1 Pensionrückstellungen 8.186.440,00 8.167.120,00

3.2 Rückstellung für Deponien und Altlasten 0,00 0,00

3.3 Instandhaltungsrückstellung 0,00 0,00

3.4 Sonstige Rückstellungen 459.585,72 495.460,00

4. Verbindlichkeiten 25.735.811,30 23.496.366,10

4.1 Anleihen 0,00 0,00

4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 17.387.083,32 18.409.756,86

4.2.1 von verbundenen Unternehmen 0,00 0,00

4.2.2 von Beteiligungen 0,00 0,00

4.2.3 von Sondervermögen 0,00 0,00

4.2.4 vom öffentlichen Bereich 8.862.613,09 9.370.138,60

4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 8.524.470,23 9.039.618,26

4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung 6.679.941,59 2.992.107,80

4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen

      wirtschaftlich gleichkommen 15.665,86 29.880,26

4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistung 729.482,58 1.003.092,83

4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 5.636,36 7.182,74

4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 575.352,71 1.054.345,61

4.8 erhaltene Anzahlungen 342.648,88 0,00

5. Passive Rechnungsabgrenzung 1.858.283,65 1.846.069,55

Summe: 113.484.808,66 115.731.975,31

P A S S I V A
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Ergebnis des 

Vorjahres

Fortgeschriebe-

ner Ansatz des 

Haushaltsjahres

Ist-Ergebnis des 

Haushaltsjahres

Vergleich

 Ansatz/Ist

€ € € €

1.
Steuern und ähnliche 
Abgaben

13.044.922,66 13.689.000,00 11.821.480,01 -1.867.519,99

2. +
Zuwendungen und 
allgemeine Umlagen

2.435.712,47 2.159.303,39 2.152.988,32 -6.315,07

3. + sonstige Transfererträge 93.589,95 200,00 2.785,72 2.585,72

4. +
Öffentlich-rechtliche 
Leistungsentgelte

4.835.248,79 5.337.779,18 5.127.573,53 -210.205,65

5. +
Privatrechtliche 
Leistungsentgelte

148.411,31 149.520,00 130.235,48 -19.284,52

6. +
Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen

197.834,49 114.255,00 146.057,99 31.802,99

7. + Sonstige ordentliche Erträge 1.417.580,71 1.077.579,44 1.582.800,60 505.221,16

8. = Ordentliche Erträge 22.173.300,38 22.527.637,01 20.963.921,65 -1.563.715,36

9. - Personalaufwendungen -4.714.702,32 -5.210.764,00 -4.660.467,18 550.296,82

10. - Versorgungsaufwendungen -262.776,79 -287.267,00 -398.505,92 -111.238,92

11. -
Aufwendungen für Sach- und 
Dienstleistungen

-4.670.187,75 -4.714.689,00 -4.665.957,21 48.731,79

12. - Bilanzielle Abschreibungen -2.737.081,98 -2.604.459,45 -2.628.429,61 -23.970,16

13. - Transferaufwendungen -11.209.114,01 -11.262.038,00 -11.266.492,92 -4.454,92

14. -
Sonstige ordentliche 
Aufwendungen

-1.039.406,43 -795.650,00 -894.207,74 -98.557,74

15. = Ordentliche Aufwendungen -24.633.269,28 -24.874.867,45 -24.514.060,58 360.806,87

16. =
Ergebnis der laufenden 

Verwaltungstätigkeit
-2.459.968,90 -2.347.230,44 -3.550.138,93 -1.202.908,49

17. + Finanzerträge 9.574,57 9.100,00 8.255,29 -844,71

18. -
Zinsen und sonstige 
Finanzaufwendungen

-787.212,06 -787.280,00 -802.358,30 -15.078,30

19. = Finanzergebnis -777.637,49 -778.180,00 -794.103,01 -15.923,01

20. Ordentliches Ergebnis -3.237.606,39 -3.125.410,44 -4.344.241,94 -1.218.831,50

21. = Jahresergebnis -3.237.606,39 -3.125.410,44 -4.344.241,94 -1.218.831,50

Ertrags- und Aufwandsarten

Ergebnisrechung 

vom 01.Januar bis 31.Dezember 2013
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Ergebnis des 
Vorjahres

Fortgeschrie-
bener Ansatz 

des Haushalts-
jahres

Ist-Ergebnis 
des Haus-
haltsjahres

Vergleich
 Ansatz/Ist

€ € € €
1. Steuern u.ähnl. Abgaben 12.825.781,27 13.689.000,00 12.162.282,11 -1.526.717,89
2. + Zuwend.u. allg. Umlagen 1.901.717,51 1.629.445,00 1.603.447,00 -25.998,00
3. + sonst. Transfereinzahlungen 93.589,95 200,00 2.395,54 2.195,54
4. + Öffentl.-rechtl. Leistungsentg. 4.444.369,81 4.610.970,00 4.666.713,34 55.743,34
5. + Privatrechtl. Leistungsentgelte 141.915,39 149.520,00 135.030,06 -14.489,94
6. + Kostenerstatt. u. Kostenuml. 194.399,79 114.255,00 149.268,16 35.013,16
7. + Sonstige Einzahlungen 767.110,45 877.800,00 838.827,64 -38.972,36
8. + Zinsen u. sonst. Finanzeinlagen 9.552,08 9.100,00 8.277,78 -822,22

9. =
Einzahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit

20.378.436,25 21.080.290,00 19.566.241,63 -1.514.048,37

10. - Personalauszahlungen -4.442.556,22 -4.891.384,00 -4.359.114,97 532.269,03
11. - Versorgungsauszahlungen -427.370,79 -287.267,00 -411.617,12 -124.350,12
12. - Auszahl. f. Sach- u. Dienstleist. -4.380.935,40 -4.714.689,00 -4.744.495,42 -29.806,42
13. - Zinsen u. sonst. Finanzauszahl. -757.540,62 -787.280,00 -725.133,92 62.146,08
14. - Transferauszahlungen -11.111.696,54 -11.262.038,00 -11.199.717,89 62.320,11
15. - Sonstige Auszahlungen -791.230,93 -795.650,00 -737.017,09 58.632,91

16. =
Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit

-21.911.330,50 -22.738.308,00 -22.177.096,41 561.211,59

17. = Saldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit -1.532.894,25 -1.658.018,00 -2.610.854,78 -952.836,78

18. + Zuwend. f. Invest.-maßnahmen 539.384,54 479.300,00 535.105,80 55.805,80
19. + Einzahl. a.d. Veräuß. v. Sachanl. 850.244,12 500.000,00 103.935,13 -396.064,87
21. + Einzahl. a. Beiträg. u. ähnl. Entgelten 0,00 120.000,00 391.366,58 271.366,58
22. + sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 0,00 0,00 0,00

23. =
Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit

1.389.628,66 1.099.300,00 1.030.407,51 -68.892,49

24. -
Auszahl. f. d. Erwerb v. Grundst. u. 
Gebäuden

-46.505,60 -1.338.600,00 -95.282,41 1.243.317,59

25. - Auszahlungen für Baumaßnahmen -669.095,14 -2.689.218,17 -890.141,50 1.799.076,67

26. -
Auszahl. f.d. Erwerb v. bewegl. 
Anlagevermögen

-356.879,90 -459.652,13 -125.014,54 334.637,59

27. - Auszahl. f.d. Erwerb v. Finanzanlagen -14.500,00 -16.600,00 -16.600,00 0,00

28. -
Auszahl. von aktivierbaren 
Zuwendungen

0,00 0,00 0,00 0,00

30. =
Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit

-1.086.980,64 -4.504.070,30 -1.127.038,45 3.377.031,85

31. = Saldo aus Investitionstätigkeit 302.648,02 -3.404.770,30 -96.630,94 3.308.139,36

32. =
Finanzmittelüberschuss /    -
fehlbetrag

-1.230.246,23 -5.062.788,30 -2.707.485,72 2.355.302,58

33. + Aufnahme u. Rückflüsse von Darlehen 1.199.000,00 2.620.649,00 0,00 -2.620.649,00
35. - Tilgung und Gewährung von Darlehen -930.553,66 -1.022.662,00 -917.256,06 105.405,94
37. = Saldo aus Finanztätigkeit 268.446,34 1.597.987,00 -917.256,06 -2.515.243,06

38. =
Änderung des Bestandes an eigenen 
Finanzmitteln

-961.799,89 -3.464.801,30 -3.624.741,78 -159.940,48

39. + Anfangsbestand an Finanzmitteln -1.998.294,50 -4.048.690,00 -2.918.306,17 1.130.383,83
40. + Bestand an fremden Bestandsmitteln 41.788,22 0,00 -41.897,95 -41.897,95
41. = Liquide Mittel -2.918.306,17 -7.513.491,30 -6.584.945,90 928.545,40

Einzahlungs- und Auszahlungsarten

Finanzrechnung
vom 01.Januar bis 31.Dezember 2013
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Lagebericht, Gesamtergebnisrechnung, Teilergeb-
nisrechnungen, Gesamtfinanzrechnung, Teilfinanz-
rechnungen und der volle Wortlaut des Bestäti-
gungsvermerkes) liegt gem. § 96 Abs. 2 GO NRW 
ab sofort im Rathaus Grefrath, Zimmer 21, während 
der Dienststunden bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur öffentlichen Einsichtnahme 
aus. 

Grefrath, den 17.12.2015
Der Bürgermeister

Lommetz 

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 7

Bekanntmachung 
der Stadt Kempen
Bekanntmachung der Stadt Kempen über die 
Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2016

Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Kempen 
für das Haushaltsjahr 2016 mit ihren Anlagen liegt ab 
dem 07. Januar 2016 während der Dienststunden im 
Rathaus in Kempen, Buttermarkt 1, Zimmer 118/119 
(Kämmereiamt) öffentlich aus und wird zur Einsicht-
nahme verfügbar gehalten.

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren 
Anlagen können Einwohner oder Abgabenpflichtige 
der Stadt Kempen innerhalb einer Frist von vierzehn 
Tagen nach Beginn der Auslegung Einwendungen 
erheben. Diese können schriftlich dem Bürgermeister 
in Kempen eingereicht oder während der Dienststun-
den bei dem Kämmereiamt im Rathaus in Kempen 
zur Niederschrift erklärt werden. 
Über die Einwendungen beschließt der Rat der Stadt 
Kempen in öffentlicher Sitzung, die am 14. März 2016 
stattfinden wird.

Kempen, den 21. Dezember 2015
Der Bürgermeister

gez. Rübo 
Bürgermeister 

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 12

Bekanntmachung 
der Stadt Nettetal
Die Stadt Nettetal hat gemäß § 117 GO NRW für 
das Geschäftsjahr 2014 den Bericht über ihre 
Beteiligungen an Unternehmen und Einrichtungen 
in der Rechtsform des privaten Rechts 
(Beteiligungsbericht 2014) erstellt.

Der Bericht enthält Erläuterungen zu der 
wirtschaftlichen und nichtwirtschaftlichen Betätigung, 
insbesondere Angaben über die Erfüllung des 
öffentlichen Zwecks, Beteiligungsverhältnisse und 
Zusammensetzung der Organe der Beteiligungen.

Der Beteiligungsbericht ist dem Rat und den 
Einwohnern zur Kenntnis zu bringen. Die Einsicht 
in den Bericht ist jedermann gestattet. Er kann im 
Rathaus, Nettetal – Lobberich, Doerkesplatz 11, 
Zimmer 337 – 339, während der Dienststunden 
montags bis donnerstags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
von 14.00 – 16.00 Uhr und freitags von 8.30 bis 12.00 
Uhr eingesehen werden.

Nettetal, den 05.01.2016
Der Bürgermeister

Im Auftrag
Müller

Stadtkämmerer

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 12
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Bekanntmachung 
des NetteBetriebs 
der Stadt NettetalÖffentliche Bekanntmachung des NetteBetriebs der Stadt Nettetal 
 
Der Jahresabschluss 2014 des NetteBetriebs der Stadt Nettetal wurde vom Rat der Stadt Nettetal am 17.12.2015 
festgestellt.  
 

Der Jahresabschluss 2014 des NetteBetriebs einschließlich Anhang wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Bilanz des NetteBetriebs zum 31.12.2014: 
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Gewinn- und Verlustrechnung des NetteBetriebs für die Zeit vom 1.01. – 31.12.2014: 

 

 
 

Anhang zum Jahresabschluss 2013 des NetteBetriebs der Stadt Nettetal: 
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Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 379.736,63 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 

 

Der Jahresabschluss 2014 liegt  gemäß § 26 Abs. 4 EigVO NRW bis zur Feststellung des folgenden 

Jahresabschlusses zur Einsichtnahme aus. 

 

Die Einsichtnahme kann im NetteBetrieb, Rathaus Lobberich, Zimmer 205, montags – donnerstags in der Zeit 

von 8.30 Uhr – 12.30 Uhr und von 14.00 Uhr – 16.00 Uhr und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr erfolgen. 

 

Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW zum Jahresabschluss 2014 des NetteBetriebs 

der Stadt Nettetal wird hiermit gemäß § 3 (5) der Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung 

bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) öffentlich bekanntgemacht. 
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Nettetal, den 28.12.2015 

 

NetteBetrieb der Stadt Nettetal 

  
Susanne Fritzsche  Harald Rothen 

Erste Betriebsleiterin Kaufmännischer Betriebsleiter 

 Abl. Krs. Vie. 2016, S. 13

Bekanntmachung 
der Gemeinde Schwalmtal
1. Änderungssatzung zur Unternehmenssatzung 
für die Anstalt des öffentlichen Rechts „Schwalm-
talwerke Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 
08.12.2015

Artikel 1 

Die Präambel wird wie folgt geändert: 

Aufgrund der § 7 Absatz 1 Satz 1, § 114 a Absatz 2 
Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 ff.), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV NRW S. 496) sowie unter Verweis 
auf Art. 106 Abs. 2 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (nachfolgend AEUV) 
einschließlich des Beschlusses 2012/21/EU der Eu-
ropäischen Kommission vom 20.12.2011 über die 
Anwendung von Art. 106 Abs. 2 AEUV auf staatliche 
Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zuguns-

ten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung 
von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaft-
lichen Interesse betraut sind, hat der Rat der Ge-
meinde Schwalmtal folgende 1. Änderungssatzung 
zur Unternehmenssatzung der „Schwalmtalwerke 
Anstalt des öffentlichen Rechts“ vom 14.12.2010 be-
schlossen:

Artikel 2 

§ 1 Abs. 1 Ziff. 4 erhält folgende Fassung: 

4. der Betrieb des Solarbades der Gemeinde Schwalm-
tal als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftli-
chen Interesse im Sinne von Art. 106 Abs. 2 AEUV.  
In diesem Zusammenhang wird der Bäderbetrieb 
mit Blick auf seine Bindung an den öffentlichen 
Zweck gemäß Art. 107 Abs. 1 Nr. 1 GO NW dazu 
verpflichtet, einen diskriminierungsfreien Zugang 
für alle Bevölkerungsschichten und -gruppen zum 
Hallenbad und zur Sauna, zu sozialadäquat ge-
stalten Eintrittspreisen, zu vorab festgelegten 
Öffnungszeiten ggfls. unter Berücksichtigung von 
exklusiven Beckenzeiten für Familien, Senioren, 
Schulen oder Sportvereinen sicherzustellen. Nä-
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heres, insbesondere die Eintrittspreise und die 
Öffnungszeiten, werden durch einen Beschluss 
des Verwaltungsrats geregelt.  

Artikel 3

Es wird ein neuer § 12 eingefügt:

§ 12

Beihilfenrechtliche Grenzen für den Ausgleich von 
Betriebsverlusten des Solarbades gemäß den Vor-
gaben des Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU der 
Europäischen Kommission vom 21.12.2011

1) Defizite, die in Zusammenhang mit dem Betrieb 
des Solarbades entstehen, werden ausschließ-
lich unter Berücksichtigung der Vorgaben der Ge-
meindeordnung (GO NRW), der Verordnung über 
kommunale Unternehmen und Einrichtungen als 
Anstalt des öffentlichen Rechts (Kommunalunter-
nehmensverordnung – KUV) sowie des Freistel-
lungsbeschlusses 2012/21/EU, dort insbesonde-
re der Art. 4 Buchstabe a)-d) und Art. 5, ausge-
glichen. Dabei werden die Voraussetzungen des 
Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU wie folgt 
berücksichtigt und umgesetzt.  

2) Gegenstand der Gemeinwohlverpflichtungen im 
Sinne des Art. 106 Abs. 2 AEUV und gemäß der 
Vorgabe in Art. 4 lit. a) des Freistellungsbeschlus-
ses 2012/21/EU:
Die Schwalmtalwerke werden gemäß § 102 Abs. 
1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 2 GO NRW in Verbindung 
mit dieser Unternehmenssatzung mit Dienstleis-
tungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inter-
esse im Sinne des Art. 106 Abs. 2 AEUV in Ge-
stalt des Solarbades einschließlich des Saunabe-
triebs betraut. 
Die Betrauung hat folgende Inhalte und Wirkun-
gen: Als Anstalt des öffentlichen Rechts sind die 
Schwalmtalwerke aufgrund ihrer Bindung an den 
öffentlichen Zweck des Betriebs unmittelbar über 
§ 107 Abs. 1 Nr. 1 GO NRW sowie über die vorlie-
gende Satzung in Verbindung mit § 114a Abs. 3 
Satz 1 GO NRW dazu verpflichtet, das Solarbad 
einschließlich der Sauna als allgemein zugäng-
liches Breitensportangebot sowie als öffentlich 
zugängliches Gesundheitsangebot gegenüber 
der Allgemeinheit zu diskriminierungsfreien Be-
dingungen, zu sozialadäquaten Preisen und im 
Rahmen von vorab festgelegten Öffnungszeiten 
anzubieten. Diese Verpflichtung gilt unabhängig 
von dem Kostendeckungsgrad des Bäderbe-
triebs. 
Über diese Vorgaben wird sichergestellt, dass der 
Betrieb des Solarbades gegenüber marktüblichen 
unternehmerischen Tätigkeiten Merkmale 
aufweist, die den in der Gemeindeordnung 

geforderten öffentlichen Zweck der Betätigung, 
nämlich die Belange des Allgemeinwohls zu 
berücksichtigen, sicherstellen. Diese Vorgaben 
für den Betrieb des Bades stellen eine Betrauung 
mit einer besonderen Aufgabe im Sinne des Art. 
106 Abs. 2 AEUV dar. 

3) Zeitliche und örtliche Geltung der Betrauung ge-
mäß der Vorgabe in Art .4 lit. a) und b) i.V.m. Art. 
2 Abs. 2 des Freistellungsbeschlusses 2012/21/
EU: 
Die Betrauung mit dem Betrieb des Solarbades 
wird in § 14 Abs. 3 der vorliegenden Satzung 
auf 10 Jahre ab Inkrafttreten dieser Satzung be-
grenzt. Den Verpflichtungen aus der Betrauung 
unterliegen die Schwalmtalwerke ausschließlich 
im Gebiet der Gemeinde Schwalmtal. 

4) Gewährung ausschließlicher oder besonderer 
Rechte gemäß der Vorgabe in Art. 4 lit. c) des 
Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU: 
Den Schwalmtalwerken werden keine aus-
schließlichen oder besonderen Bedienungsrech-
te im Sinne von Art. 106 Abs. 1 AEUV im Wettbe-
werb mit anderen Bädern oder Freizeiteinrichtun-
gen eingeräumt. 

5) Beschreibung des Ausgleichsmechanismus und 
Parameter für die Berechnung, Überwachung 
und Änderung der Ausgleichsleistungen gemäß 
der Vorgabe in Art .4 lit. d) des Freistellungsbe-
schlusses 2012/21/EU: 
Die Parameter für die Berechnung, Überwa-
chung und Änderung des Defizitausgleichs für 
den Betrieb des Solarbades ergeben sich recht-
lich zwingend aus der KUV. Dort werden die Vor-
aussetzungen für die Wirtschaftsführung und das 
Rechnungswesen für Anstalten des öffentlichen 
Rechts abschließend beschrieben. 
Über § 24 Abs. 2 KUV wird sichergestellt, dass der 
nach Art. 5 des Freistellungsbeschlusses 2012/21/
EU maximal beihilfenrechtlich ausgleichsfähige 
„Nettoeffekt“ für das Solarbad, der gemäß Art. 5 
Abs. 2 des Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU 
anhand der Differenz zwischen den „Kosten“ und 
den „Einnahmen“ der mit gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen verbundenen Tätigkeit ermittelt 
werden darf, ausschließlich anhand des 
handelsrechtlich nachweisbaren Defizits des 
Betriebszweigs Solarbad ermittelt wird. 
Die Parameter für die Berechnung, Überwachung 
und Änderung der Ausgleichsleistungen ergeben 
sich dabei gemäß § 16 und § 22, 24 KUV aus 
dem Wirtschaftsplan und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung sowie – entsprechend der Vorga-
be in Art. 5 Abs. 9 des Freistellungsbeschlusses 
2012/21/EU – insbesondere aus der Verpflich-
tung zur Aufstellung einer nach Betriebszweigen 
getrennten Gewinn- und Verlustrechnung, bei 
der gemeinsame Aufwendungen und Erträge im 
Rahmen einer Trennungsrechnung sachgerecht 
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auf die Unternehmenszweige aufzuteilen sind, 
soweit Lieferungen und Leistungen nicht geson-
dert verrechnet werden. 

6) Maßnahmen zur Vermeidung und Rückforderung 
von Überkompensationszahlungen gemäß der 
Vorgabe in Art. 4 lit. e) des Freistellungsbeschlus-
ses 2012/21/EU:
Überkompensationen werden sowohl über die 
Kontrollen in § 4 Abs. 6 der vorliegenden Satzung 
als auch über § 14 Abs. 2, § 22 und § 24 Abs. 2 
KUV vermieden. Danach haben die Schwalmtal-
werke nach jedem Wirtschaftsjahr einen Jahres-
abschluss aufzustellen, der aus der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang 
besteht. 
Nach § 14 Abs. 2 KUV kann der derart festge-
stellte Jahresverlust von der Gemeinde ausgegli-
chen oder auf neue Rechnung vorgetragen wer-
den. In beiden Fällen kann jedoch ausgeschlos-
sen werden, dass mehr als das handelsrechtlich 
nachweisbare Defizit zugunsten des Solarbads 
ausgeglichen wird. 
Die Schwalmtalwerke werden ferner sicherstel-
len, dass in einem Wirtschaftsjahr isoliert für das 
Solarbad einschließlich des Saunabetriebs kein 
Betriebsdefizit über den nach dem Freistellungs-
beschluss maximal beihilfenrechtlich ausgleichs-
fähigen Betrag von 15 Mio. Euro p.a. entsteht. 
Sollte im Nachhinein aufgrund einer objektiv fal-
schen Erfolgsübersicht und/oder Zuordnung von 
Aufwendungen und Erträgen innerhalb der AöR 
ein ungerechtfertigter Ausgleich zugunsten des 
Betriebs des Solarbads festgestellt werden, so 
werden die Schwalmtalwerke die unzutreffenden 
Zuordnungen unverzüglich korrigieren. Die Kor-
rektur erfolgt unter Beachtung steuerlicher Vor-
gaben.

7) Verweis auf den Freistellungsbeschluss Nr. 
2012/21/EU der Europäischen Kommission vom 
21.12.2011 gemäß der Vorgabe in Art. 4 lit. f) des 
Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU:
Auf den Freistellungsbeschluss und seine Fund-
stelle im EU-Amtsblatt wird am Anfang des vorlie-
genden Satzungstextes bei der Benennung der 
Rechtsgrundlagen verwiesen.
Damit liegen bei Beachtung der vorbeschriebe-
nen Voraussetzungen sämtliche Bedingungen 
des Freistellungsbeschlusses 2012/21/EU für 
eine Befreiung vom Beihilfenverbot für den Aus-
gleich des Betriebsdefizits des Solarbades vor. 

8) Hinweis auf die beihilfenrechtlichen Legalisie-
rungsmöglichkeiten für Investitionsbeihilfen:
Über die vorbeschriebenen Betriebsbeihilfen 
hinaus können in bestimmten Grenzen 
auf der Grundlage der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung Nr. (EU) Nr. 
651/2014 der Europäischen Kommission vom 17. 
Juni 2014 (AGVO 2014) auch Investitionsbeihilfen 

zugunsten des Solarbads gewährt werden, 
soweit die Voraussetzungen des Kapitels I 
und des Art. 55 der AGVO 2014 für Beihilfen 
für Sportinfrastrukturen und multifunktionale 
Freizeitinfrastrukturen eingehalten werden. 
Dazu gehört unter anderem, dass die benötigten 
Beihilfen von den Schwalmtalwerken im Vorhin-
ein schriftlich bei der Gemeinde Schwalmtal an-
gefordert werden (vgl. Art. 6 Abs. 2 AGVO 2014). 
Ferner dürfen Beihilfen, die auf der Grundlage 
der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung 
gewährt werden, im Falle von Investitionsbeihil-
fen 15 Mio. Euro oder die Gesamtkosten über 50 
Mio. Euro pro Vorhaben nicht übersteigen. 
Schließlich dürfen Beihilfen, die auf der Grund-
lage der AGVO 2014 vom Beihilfenverbot befreit 
sind, nur in bestimmten Grenzen mit Betriebs-
beihilfen auf der Grundlage des Freistellungsbe-
schlusses 2012/21/EU kumuliert werden. 
Solche Investitionsbeihilfen werden daher im Ein-
zelfall vor ihrer Gewährung gesondert geprüft. 

Artikel 4 

Durch die Einfügung des neuen § 12 werden die 
bisherigen §§ 12 bis 14 zu den neuen §§ 13 – 15.  

Artikel 5

§ 15 wird um folgenden Absatz 2 ergänzt: 

3) Die mit dieser Unternehmenssatzung verbundene 
Betrauung des Solarbades mit    Dienstleistungen 
von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse gemäß 
Art. 106 Abs. 2 AEUV gilt für einen Zeitraum von 10 
Jahren ab Inkrafttreten dieser Satzung. Rechtzeitig, 
spätestens aber ein Jahr vor dem Ende des Betrau-
ungszeitraums, werden die Voraussetzungen und die 
Erforderlichkeit für eine Betrauung des Freizeitbades 
überprüft. Sollte eine Betrauung weiterhin erforder-
lich bleiben, so kann die mit dieser Satzung verbun-
dene Betrauung durch den Gemeinderat verlängert 
werden. 

Artikel 6

Die 1. Änderungssatzung zur Unternehmenssatzung 
für die Anstalt des öffentlichen Rechts „Schwalmtal-
werke Anstalt des öffentlichen Rechts“ tritt mit dem 
Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 1. Änderungssatzung zur Unterneh-
menssatzung für die Anstalt des öffentlichen Rechts 
„Schwalmtalwerke Anstalt des öffentlichen Rechts“ 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) kann 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung beim Zustan-
dekommen der vorstehenden Satzung nach Ab-
lauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wor-
den, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

Schwalmtal, den 17.12.2015
gez. Michael Pesch

  Bürgermeister

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 29

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt 
Tönisvorst für das Haushaltsjahr 2016 mit 
Haushaltsplan und Anlagen liegt gemäß § 80 Abs. 
3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - 
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW.S.666) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 25.06.2015 (GV.NRW.S. 496), wäh-
rend der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat zur 
Einsichtnahme in folgenden Verwaltungsgebäuden 
aus:
Verwaltungsgebäude St. Tönis, Hospitalstr. 15, 
Zimmer 101 und Verwaltungsgebäude Vorst, St. 
Töniser Str. 8, Zimmer 12, 

ab dem 18.12.2015 bis zum 25.02.2016
während der Dienststunden

montags bis donnerstags von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr
und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr

Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den 
Entwurf der Haushaltssatzung Einwendungen er-
heben. Diese können schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift bis zum 08.01.2016 beim Bürgermeister 

der Stadt Tönisvorst, Verwaltungsgebäude Hospitalstr. 
15, Zimmer 101, oder im Verwaltungsgebäude Vorst, 
St. Töniser Str. 8, Zimmer 12, erhoben werden.

Über die Einwendungen beschließt der Rat der Stadt 
in öffentlicher Sitzung.

Tönisvorst, den 17.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 100

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 32

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Nicht zu ermittelnde Grabnutzungsberechtigte 
und verfügungsberechtigte Angehörige unge-
pflegter Gräber auf den städtischen Friedhöfen in 
Tönisvorst  

Gemäß § 22 Abs. 9 und 10 der Satzung der 
Stadt Tönisvorst über die Benutzung der 
Bestattungseinrichtungen – Friedhofssatzung 
-  vom 02.02.2012, rückwirkend in Kraft getreten 
am 01.01.2012, wird hiermit auf die Verpflichtung 
der dauernden Pflege folgender Grabanlagen hin-
gewiesen. Bleibt diese Aufforderung mehr als drei 
Monate unbeachtet, werden die Grabanlagen ohne 
Entschädigung abgeräumt und eingeebnet sowie 
Grabmale und sonstige Anlagen beseitigt. Eine 
Aufbewahrungs-pflicht seitens der Stadt Tönisvorst 
besteht nicht.

Name der Grabstätte   Feld    Reihe   Nr.

Friedhof St. Tönis 
Kampmeier     10    I 123 – 124
van Leusen     13   C   34 - 35
Zeisbrich     18   B   14
Zeisbrich     17   6 100

Friedhof Vorst
Schmidt     8   4   45

Ablauf von Ruhefristen an zwei Grabstätten auf den 
städtischen Friedhöfen in Tönisvorst 
Die Ruhefristen an nachfolgend aufgeführten Urnen-/
Reihengräbern sind abgelaufen.
Gem. § 17 Abs. 3  und 4 der Satzung der Stadt 
Tönisvorst über die Benutzung der
Bestattungseinrichtungen – Friedhofssatzung – 
vom 02.02.2012, rückwirkend in Kraft getreten 
am 01.01.2012, wird hiermit auf den Ablauf der 
Ruhefristen der Gräber hingewiesen. Rechte an 
Reihengräber bestehen für die Dauer der Ruhezeit, 
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sie können weder verlängert noch erneuert werden.  
Die Gräber werden drei Monate nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung eingeebnet. Innerhalb 
dieser drei Monate können die Berechtigten die 
Grabanlagen entfernen. Nach Ablauf dieser Frist 
werden die Grabanlagen durch die Stadt entschädi-
gungslos entfernt und nicht aufbewahrt.

Name der Grabstätte   Feld    Reihe   Nr.

Friedhof St. Tönis
Schwalbe    18   3   39

Friedhof Vorst
Neugebauer     8   1   11
  

Tönisvorst, den 10.12.2015
Der Bürgermeister

Im Auftrage
Laarmanns

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 100

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 32
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 34
Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 101
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 102
Abl. Krs. Vie. 2016, S. 35
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Veröffentlichung der Mitglieder von Organen 
und Ausschüssen der Stadt Tönisvorst über 
ihre Mitgliedschaften nach § 16 Korruptionsbe-
kämpfungsgesetz für das Jahr 2015 (Stand 
November 2015)

Hinweis: Die Gewähr für die Vollständigkeit / Richtigkeit 
der Angaben und Aktualisierung bei Veränderungen 
liegt bei dem bzw. der Meldepflichtigen. Bei Fehlen 
der Meldung wurde der Hinweis „keine Angaben“ 
ausgewiesen.

Legende:
1a) =  ausgeübter Beruf
1b) =  Beraterverträge
2) = Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und an-

deren Kontrollgremien im Sinne des § 125 
Abs. 1 Satz 5 Aktiengesetz

3) = Mitgliedschaften in Organen von ver-
selbständigten Aufgabenbereichen in 
öffentlich-rechtlicher oder privat-recht-
licher Form der in § 1 Abs. 1 und 2 des 
Landesorganisationsgesetzes genannten 
Behörden und Einrichtungen

4) = Mitgliedschaften in Organen sonstiger pri-
vatrechtlicher Unternehmen

5) = Funktionen in Vereinen oder vergleichba-
ren Gremien

Bausch, Thorsten
1a) Sozialversicherungsfachangestellter

Beine, Udo
1a) Landesbeamter Innenministerium NRW i.R., 

Naturheilpraktiker
5) Schiedsmann im Schiedsamt Tönisvorst Bezirk 

Vorst

Beltau, Silvia
1a) Betreuerin im Gruppendienst
5) 1. Vorsitzende Interessengemeinschaft Be-

hinderter Tönisvorst e.V. (IBT e.V.),
Geschäftsführerin Unabhängige Wählerge-
meinschaft Tönisvorst e.V. - UWT

Beusch, Ruprecht
1a) Architekt i.R.

Bismanns, Reinhard
1a) Kaufmann i. R.
5) 1. Vorsitzender der CDU Senioren-Union-

Tönisvorst, 
 2. Vorsitzender Tönisvorster Hilfe e.V.

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst

Bräunig, Ingo
1a) Rentner

Brink, Axel
1a) Angestellter

Butzen, Eric
1a) Rohrnetzbauer

Christ, Hans Jakob
1a) Rentner

Cox, Jürgen
1a) Sozialversicherungsfachangestellter
3) Mitglied im Kuratorium der Sparkassenstiftung, 

Regionalbeirat Sparkasse
5) Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen

Decher, Alexander
1a) Unternehmensberater
5) stellvertretender Vorsitzender CDU Tönisvorst, 

stellvertretender Vorsitzender Bürgerverein ge-
gen Fluglärm TöVo

Deckers, Nicole
1a) freie Mitarbeiterin Fresenius Kabi

Depta, Gabriel
1a) Metallbaumeister

Depta, Silke
1a) gestaltungstechnische Assistentin / Medien-

gestalterin
5) Vorstandsmitglied SPD Kreis Viersen, 
 SKB Jugendhilfe, 
 Beisitzerin Förderverein Stadtbücherei Tönis-

vorst e.V.

Derksen, Herbert
1a) Rentner

Drüggen, Helmut
1a) Leitender Verwaltungsdirektor i.R.
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
 Mitglied im Kuratorium der Sparkassenstiftung, 
 Regionalbeirat Sparkasse
5) Fraktionsvorsitzender der CDU - Ratsfraktion 

Tönisvorst, 
 Geschäftsführer der Gesellschaft Bürger und 

Polizei Krefeld

Dubberke, Anke
1a) kaufmännische Angestellte

Frank, Hans-Joachim
1a) Rentner



37

Frick, Torsten
1a) Versicherungskaufmann (als E.K.)
3) Mitglied Beirat NEW Tönisvorst GmbH
4) Torsten Frick E.K.
5) Fraktionsvorsitzender der FDP

Frick, Hans-Hugo
1a) Kaufmann
4) Geschäftsführer Immoservice.tv Frick GbR
5) Beisitzer Vorstand des Fördervereins der 

öffentlichen Gesundheits- und Altenpflege 
Tönisvorst e.V.

Funck, Johannes
1a) Diplomingenieur, angestellter Geschäftsführer 

SWK

Giesen, Maik
1a) Handelsvertreter gemäß § 84 HGB
5) Vorsitzender der Mittelstands- und 

Wirtschaftsvereinigung Kreis Viersen, 
 Schatzmeister im Verein zur Förderung der 

öffentlichen Gesundheits- und Altenpflege 
Tönisvorst e. V.

Giltges, Christoph
1a) Facility Manager
5) Vorstandsmitglied SPD Ortsverein Tönisvorst

Giltges, Nadine
1a) Einzelhandelskauffrau

Gobbers, Roland
1a) Tischler

Gobbers, Nicole
1a) Bautechnikerin

Goßen, Thomas
1a) Bürgermeister Stadt Tönisvorst
3) Regionalbeirat Sparkasse Krefeld, 
 Kuratorium Sparkassenstiftung Tönisvorst,
 Vorstand Gebrüder-Ortmanns-Stiftung,
 Aufsichtsrat der Wirtschaftsförderungsgesell-

schaft für den Kreis Viersen mbH,
  Aufsichtsrat Gemeinnützige Wohnungsgesell-

schaft für den Kreis Viersen mbH, 
 Aufsichtsrat VKV Verkehrsgesellschaft Kreis 

Viersen mbH, 
 Aufsichtsrat AWG e.G. Tönisvorst, 
 Aufsichtsrat KoPart, Beirat Schluff
5) Vorsitzender DRK Ortsverein Tönisvorst 

und stellvertretender Vorsitzender DRK 
Kreisverband Viersen,

 Vorsitzender der Kommission nach § 32b 
LuftVG für den Verkehrsflughafen Düsseldorf, 
stellvertretendes Mitglied im Hauptausschuss 
des Städte- und Gemeindebundes

Hamacher, Andreas
1a)  Angestellter
3)  Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
  Regionalbeirat Tönisvorst - Sparkasse Krefeld
5)  stellvertretender Fraktionsvorsitzender CDU-

Ratsfraktion Tönisvorst

Hamacher, Angelika
1a) Richterin
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
 Mitglied im Kuratorium der Sparkassenstiftung

Haslach, Stephanie
1a) Lehrerin (Studienrätin)

Heerdmann, Patrick
1a)  Student
5)  Vorsitzender Junge Union Tönisvorst,
  Beisitzer Vorstand CDU Tönisvorst und Junge 

Union Kreis Viersen

Hegger, Annette
1a)  Hauswirtschaftsmeisterin
5)  Geschäftsführerin Kirchenbauverein St. 

Johannes Anrath, 
  Kassiererin MIT Tönisvorst, 
  Schriftführerin CDU Frauenunion Tönisvorst

Henschen, Benno
1a) Vorruhestand
5) Vorstand SPD -Ortsverein

Holzki, Frank
1a) Lehrer i. R.

Horst, Dr. Heinz-Michael
1a)  Diplom-Kaufmann
3)  Verwaltungsbeirat GWG Kreis Viersen, 
  Verbandsversammlung KRZN
5)  stellvertretender Vorsitzender Verein “Hilfe für 

Hikkaduwa”

Huth, Dominique
1a)  Rechtsanwalt
3)  stellvertretendes Mitglied Beirat NEW 

Tönisvorst GmbH
5)  Geschäftsführer Stadtkulturbund Tönisvorst  

e.V., 
  Beisitzer im Vorstand Verein Apfelblüte e.V. 

Tönisvorst

Joosten, Karl
1a) Diplomingenieur, Rentner

Joppen, Peter
1a) Landwirt
3) Vorstandsvorsitzender Wasser- und Bodenver-

band der Mittleren Niers,
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  Vorstandsvorsitzender Teilnehmergemeinschaft 
Flurbereinigung

5) Vorstandsvorsitzender Jagdgenossenschaft 
Rotheide-Bruch,

 stellvertretender Vorstandsvorsitzender Jagd-
genossenschaft Kehn

Keiser, Olaf
1a) Dipl. Wirtschaftsingenieur (FH)

Klein, Hubert
1a) Stadtoberverwaltungsrat i.R.

Koenen, Birgit
1a) Sparkassenfachwirtin i.R.
3) Mitglied im Beirat der Gesellschaft für 

Beschäftigung des Kreises Viersen
5) Schatzmeisterin FDP Kreis Viersen,
 1. Vorsitzende Verein Apfelblüte e.V. Tönisvorst, 

2. Vorsitzende des Fördervereins der öffentli-
chen Gesundheits- und Altenpflege Tönisvorst 
e.V.

Körschgen, Günter
1a)  Rentner
3)  Sparkassenbeirat SK Krefeld
5)  Beisitzer im Vorstand CDU Tönisvorst, Vorstand 

CDU Senioren-Union-Tönisvorst

Körwer, Georg
1a)  Steuerberater / Wirtschaftsprüfer
5)  Vorstand  CDU Tönisvorst Schatzmeister, 
  Vorsitzender Mittelstandsvereinigung Stadt-

verband Tönisvorst,
  Vorsitzender/ Kassierer Verein der Freunde 

und Förderer der Streuff-Mühle e.V.

Kowalczyk, Bernhard
1a) Konditor

Kremer, Werner
1a) Kaufmann
5) Geschäftsführer Lindentaler Tennisclub 1974 

e.V. Krefeld

Kremser, Hans-Joachim
1a) Prokurist
3) Regionalbeirat Sparkasse Krefeld
5) Vorstandsvorsitzender Lichtwerber Deutschland 

e.V., 
 Präsident European Sign Federation Brüssel, 

stellvertretender Vorsitzender SPD Tönisvorst

Kroschwald, Thomas
1a) Pensionär
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH
5) 1. Vorsitzender Förderverein Stadtbücherei 

Tönisvorst e.V.

Krüger, Mona
1a) Ausbildungssuchende

Lambertz, Michael
1a)  HSI Monteur
3)  stellvertretender Beisitzer Beirat NEW 

Tönisvorst GmbH
5)  Vorsitzender und stellvertretender Fraktions-

vorsitzender Unabhängige Wählergemeinschaft 
Tönisvorst e.V. - UWT, 

  stellvertretender Vorsitzender Freunde von 
Round Table RT188 Tönisvorst e.V.

Lambertz, Peter
1a) Gärtnermeister, Rentner
3) Mitglied Kuratorium Sparkassenstiftung / Beirat
5) Fraktionsvorsitzender und Vorstandsmitglied 

der Unabhängigen Wählergemeinschaft 
Tönisvorst - UWT

Lambertz-Müller, Anja
1a) V erwaltungsfachwirtin
3)  Mitglied Kuratorium Sparkassenstiftung, Beirat 

der JVA Willich II
5)  stellvertretende Parteivorsitzende und 

Fraktionsgeschäftsführerin CDU Tönisvorst

Landskron, Michael
1a) Student

Langenfurth, Peter
1a) selbständiger Floristmeister

Leuchtenberg, Alina
1a) Sozialarbeiterin/-pädagogin MA

Leuchtenberg, Uwe
1a)  kaufmännischer Angestellter
3)  Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
  Beirat Sparkasse Krefeld
5)  Vorstandsmitglied SPD Tönisvorst und Kreis 

Viersen

Louy, Hannelore
1a) Rentnerin

Maly, Reinhard
1a) Rentner
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH
5) Kassenwart Tennisclub TC Forstwald e. V.

Manten, Hans Josef
1a) Rentner

Markus, Heinz
1a) Rentner
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Martini, Sabine
1a) selbständig Marketing Argentur

Mertens, Bernhard
1a)  öffentlich bestellter Vermessungsingenieur
5)  Vorsitzender Martinskomitee Vorst, 
  Kirchenvorstand St. Godehard Vorst, 
  erweiterter Vorstand Bund Deutscher 

Vermessungsingenieure NRW

Mormels, Hans
1a) Automobilverkäufer

Nepsen, Heinz
1a)  Tischler- u. Zimmermeister i.R., Geschäftsführer
3)  Beirat NEW Tönisvorst GmbH
4)  Geschäftsführer u. Gesellschafter Holz 

Mennicken GmbH - Vermietung u. Verpachtung
5)  2. Vorsitzender Unabhängige Wählergemein-

schaft Tönisvorst e.V. - UWT, 
  2. Vorsitzender 1 Vogelschutz- u. Vogel-

liebhaberverein St. Tönis e.V. 1962

Packbier, Josef
1a) Koch

Peeren, Ulrich
1a) Einzelhandelskaufmann
5) Vorstandsmitglied Werbering St. Tönis e.V. und 

MIT Tönisvorst

Rütten, Christian
1a) Lehrer
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH

Dr. Schneider, Kristian
1a)  selbstständiger Unternehmensberater
4)  Geschäftsführer EDIV GmbH, Haferkamp 19, 

47918 Tönisvorst und DNZ Holding GmbH, Zur 
Wetterwarte 29, 01109 Dresden

5)  Vorstandsmitglied TTF Rhenania Krefeld-
Königshof

Schönen, Timo
1a) Sachbearbeiter Infrastruktur DB AG
5) 1. Vorsitzender “Die Apfelstädter e. V.”, 
 Beisitzer Jusos Tönisvorst

Schütte, Michael
1a) Finanzbeamter (Programmierer)
5) Vorsitzender Förderverein GGS Vorst e.V.

Schwarz, Helge
1a)  selbständiger Schreinermeister
3)  Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
  Kuratorium Sparkassenstiftung
5)  Vorsitzender SPD Ortsverein Tönisvorst, 

Kassierer Handwerker in Tönisvorst e.V.

Schwarz, Elisabeth
1a)  Lehrerin i.R.
5)  Vorsitzende u. Fraktionsgeschäftsführerin 

Bündnis 90/Die Grünen OV Tönisvorst, 
  Beisitzerin Bündnis 90/Die Grünen Kreisverband 

Viersen

Seegers, Rolf
1a) Pensionär
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
 Mitglied Verbandsversammlung Niersverband
5) Vorstandsmitglied SPD-Ortsverein, 
 Vorstandsmitglied der Kolpingfamilie

Siegel, Peter
1a) Rentner
5) Vorsitzender des Stadtkulturbundes Tönisvorst 

e.V.

Strempel, Alexander
1a) Unternehmensberater
2) Vorsitzender des Aufsichtsrates der Salamon 

AG, Dortmund

Stukenbrok, Heinrich
1a) Rentner

Tellers, Paul
1a)  Dachdeckermeister
5)  Beisitzer Mittelstands- und Wirtschafts-

vereinigung Tönisvorst

Thienenkamp, Marcus
1a) Diplomkaufmann, Bankangestellter
5) Vorsitzender der FDP Tönisvorst

Thienenkamp, Vanessa
1a)  Diplomsozialpädagogin, Angestellte öffentli-

cher Dienst
5)  Vorstandsmitglied / Schriftführerin der FDP 

Tönisvorst

Tille-Gander, Christiane
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH, 
 Mitglied im Beirat der Sparkasse Krefeld, 
 Mitglied Kuratorium Sparkassenstiftung
5) Vorstandsmitglied CDU-Fraktion Tönisvorst

Tschentscher, Wilhelm
1a) Gärtner, Rentner

van den Heuvel, Hans-Joachim
1a) Straßenbauer
3) Beirat NEW Tönisvorst GmbH

Vennhaus, Heribert
1a) Rentner
5) Ältestenrat Turnerschaft St. Tönis
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Voßdahls, Christa
1a) Rentnerin
3) Mitglied Kuratorium Sparkassenstiftung

Wiedenberg, Tim
1a) Flugbegleiter
5) Vorsitzender Jusos Tönisvorst

Witt, Helmut
1a) selbständiger Dachdeckermeister

Wittmann, Kurt
1a)  Kaufmann, Rentner
5)  stellvertretender Fraktionsvorsitzender Bündnis 

90 / Die Grünen

Wittmann, Bärbel
1a) Fachverkäuferin

Zeuner, Sabine
1a) Diplombetriebswirtin
5) Vorstandsmitglied / Kassiererin Förderverein 

Stadtbücherei Tönisvorst e.V.

Zitz, Ulrike
1a) Rentnerin

Tönisvorst, den 04. Dezember 2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen 
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Satzung der Stadt Tönisvorst über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung 
von Bestattungseinrichtungen -Friedhofs-
gebührensatzung- vom 17. Dezember 2015

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW.S.666) zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 23.Oktober 2012, des § 4 des Gesetzes 
über das Friedhofs- und Bestattungswesen 
(Bestattungsgesetz - BestG NRW) vom 17.06.2003 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen - GV.NRW.S.313), der §§ 1, 
2, 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. 
Oktober 1969 (GV.NRW., S. 712, SGV.NRW S. 610), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 
2011 und des § 5 der Satzung der Stadt Tönisvorst 
über die Benutzung der Bestattungseinrichtungen - 
Friedhofssatzung - vom 02.02.2012 zuletzt geändert 
durch Änderungssatzung vom 31. Oktober 2012 hat 

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst

der Rat der Stadt Tönisvorst in seiner Sitzung am 17. 
Dezember 2015 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührenpflicht 

Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und 
ihrer Bestattungseinrichtungen werden Gebühren 
erhoben. Die Höhe der Gebühren richtet sich im 
Einzelnen nach dem anliegenden Gebührentarif. 

§ 2
Gebührenschuldner

(1) Zur Zahlung der Gebühren ist der Antragsteller 
verpflichtet. Wird der Antrag von mehre-
ren Personen oder im Interesse mehrerer 
Personen gestellt, so haftet jeder einzelne als 
Gesamtschuldner.

(2) Schuldner von Leistungen, die ohne Antrag er-
bracht werden, sind diejenigen Personen, die 
nach bürgerlichem Recht die Bestattungskosten 
zu tragen haben.

§ 3
Fälligkeit der Gebühren

Die Gebühren werden bei Inanspruchnahme der 
Leistung fällig. Sie sind innerhalb von 4 Wochen 
nach Erteilung des Gebührenbescheides an die 
Stadtkasse zu zahlen.

§ 4
Stundung, Niederschlagung und Erlass von 

Gebühren

Zur Vermeidung unbilliger Härten können Gebühren 
im Einzelfall und auf Antrag gestundet, niederge-
schlagen oder erlassen werden.

§ 5
Sonderleistungen

Soweit im Einzelfall Sonderleistungen erbracht wer-
den, die über diejenigen des Gebührentarifs hinaus-
gehen, werden die tatsächlich entstandenen Kosten 
berechnet.

§ 6
Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen

(1). Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen 
aufgrund dieser Satzung rich-
ten sich nach den Bestimmungen der 
Verwaltungsgerichtsordnung und dem Gesetz 
zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 
im Lande Nordrhein-Westfalen in den jeweils 
geltenden Fassungen.
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(2). Für Zwangsmaßnahmen nach dieser Satzung 
gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 7
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 
17. Dezember 2014 außer Kraft.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht.

Hinweis
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt Tönisvorst vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Tönisvorst, den 18.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen

Gebührentarif 2016

zur Friedhofsgebührensatzung der Stadt Tönisvorst 
vom 17.12.2015

1. Leichenhalle Gebühr 
in €

1.1 Annahme von Beerdigungen und 
Entgegennahme und Aufbahrung 
Verstorbener (Sarg/Urne) in ei-
ner Leichenzelle unabhängig der 
Nutzungsdauer oder Sarg/Urne

144,00

1.2 Benutzung der Friedhofskapelle 
(Trauerfeier) 380,00

2. Bestattungsgebühren (gelten bei 
Erdbestattung auch für anonyme 
Bestattungen)

2.11 Für die Erdbestattung Ver-
storbener über 8 Jahre: 488,00

2.12 Für die Erdbestattung Kinder bis 
einschl. 8 Jahre: 377,00

2.21 Aschebeisetzung auch Kinder 
bis einschl. 8 Jahre (Urne u. 
Vergraben von Aschen ohne Urne)

211,00

2.22 Bestattung in Urnenstelen 269,00
2.23 Aschebeisetzung (Verstreuen) 

auch anonym 150,00

2.31 Ausschmückung des Grabes all-
seitig mit Grünmatten einschl. 
Abdeckung des Grabhügels Sarg

77,00

2.32 Ausschmückung des Grabes all-
seitig mit Grünmatten einschl. 
Abdeckung des Grabhügels Urne

49,00

2.33 Gestellung je Sarg- bzw. 
Urnenträger 55,00

3. Umbettungs-/ Ausgrabungsgebühren inkl. 
Bestattungsgebühren

3.11 Umbettungen innerhalb 
der Tönisvorster Friedhöfe  
Verstorbene über 8 Jahre

4.422,00

3.12 Umbettungen innerhalb der 
Tönisvorster Friedhöfe  Kinder bis 
einschl. 8 Jahre

3.481,00

3.13 Umbettung innerhalb der 
Tönisvorster Friedhöfe Urne 3.481,00

3.14 Ausgrabungen zur Überführung
Verstorbene über 8 Jahre

4.171,00

3.15 Ausgrabungen zur Überführung
Kinder bis einschl. 8 Jahre 3.418,00

3.22 Ausgrabungen zur Überführung 
Urne 3.393,00

4. Genehmigungen

4.1 Verwaltungsgebühr für die 
Genehmigung zur Errichtung von 
Grabdenkmälern u. Gedenkplatten 

4.11 bei aufrecht stehenden Grabmalen 189,00
4.12 bei Liegeplatten (auch Grab-

abdeckungen mit Inschrift) 148,00

4.13 bei Urnenstelen 151,00
4.14 Stele Urnengemeinschaftsgrab 128,00
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5. Verleihung und Verlängerung von 
Nutzungsrechten

Neuerwerb
5.11 Parkgruften, je Stelle *) 2.687,00
5.12 Wahlgräber, eine Stelle*) 1.992,00
5.13 Wahlgräber, zwei Stellen *) 2.896,00
5.14 Wahlgräber, drei Stellen *) 3.801,00
5.15 Wahlgräber, vier Stellen *) 5.053,00
5.16 Wahlgräber, fünf Stellen *) 6.166,00

*) je Stelle eine Erdbestattung 
und bis 2 Urnenbeibesetzungen 
möglich

5.17 Urnenwahlgräber (bis zu zwei 
Urnenbeisetzungen) 1.168,00

5.18 Urnenstelen (bis zu drei 
Schmuckurnen oder vier 
Aschekapseln)

1.903,00

5.19 Reihengrab 1.240,00
5.20 Reihengrab anonym inkl. Pflege 1.821,00
5.21 Rasenreihengrab inkl. Pflege und 

Liegeplatte 2.411,00

5.22 Kinderreihengrab (auch anony-
mes Kinderreihengrab) 1.156,00

5.23 Urnenreihengrab (1 Urne) 1.168,00
5.24 Urnenreihengrab anonym ein-

schl. Vergraben von Aschen ohne 
Urne inkl. Pflege

1.555,00

5.25 Urnengemeinschaftsgrab inkl. 20 
Jahre Pflege 899,00

5.26 Aschestreufläche 731,00

Verlängerung
5.31 Wahlgrabstätten für jedes ange-

fangene Jahr
1/30 der 
Geb. n. 

Ziff. 5.11 
- 5.16

5.32 Urnenwahlgrabstätten für jedes 
angefangene Jahr

1/20 der 
Geb. n. 

Ziff. 5.17 
u.5.18

5.33 Urnenbeisetzungen in 
Wahlgrabstätten für 
Erdbestattungen 
für jedes angefangene Jahr

1/30 der 
Geb. n. 

Ziff. 5.11 
- 5.16

6. Vorzeitige Aufgabe von Nutzungsrechten

6.1 Einebnung bei vorzeitiger Aufgabe 
des Nutzungsrechtes, je angef. 
Stunde

227,00

6.21 Parkgruft, je Stelle und Jahr 84,00
6.31 Wahlgrab, 1-stellig je Jahr 61,00
6.32 Wahlgrab, 2-stellig je Jahr 90,00
6.33 Wahlgrab, 3-stellig je Jahr 119,00
6.34 Wahlgrab, 4-stellig je Jahr 160,00

6.35 Wahlgrab, 5-stellig je Jahr 195,00
6.41 Reihengrab (Erw.) je Jahr 52,00
6.42 Reihengrab (Kinder) je Jahr 52,00
6.51 Urnenwahlgrab je Jahr 52,00
6.52 Urnenreihengrab je Jahr 52,00
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Satzung vom 17.12.2015 über die Höhe der 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt 
Tönisvorst für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der z.Zt. gültigen 
Fassung, der §§ 3 u. 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen –Straßenreinigungs-
Gesetz (StrReinG NRW)- vom 18.12.1975 (GV.
NRW.S. 706), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
17.12.1997 (GV.NRW.S.430) und der §§ 4 u. 6 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) in Verbindung mit den 
Bestimmungen der Straßenreinigungssatzung der 
Stadt Tönisvorst, hat der Rat der Stadt Tönisvorst 
in seiner Sitzung am 17. Dezember 2015 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1
Gebührenfestsetzung

Die Straßenreinigungsgebühren für das Haushaltsjahr 
2016 werden je laufenden Meter Frontlänge wie folgt 
festgesetzt:
 
1. Reinigungsklasse S08 (Fußgängerschafts-
straßen)
bei wöchentlich dreimaliger Reinigung 0,35 €

2.Reinigungsklasse S03 (Anliegerstraßen)
bei 14-tägiger Reinigung 1,87 €

3. Reinigungsklasse S04 (Haupterschließungs-
straßen)
bei wöchentlich einmaliger Reinigung 1,26 €

4. Reinigungsklasse S06 (Hauptverkehrsstraßen)
bei wöchentlich einmaliger Reinigung 1,04 €

 
§ 2

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 1. Januar 2016 in Kraft.
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Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der  
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt 

gemacht worden,
c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet
     oder
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung vom 17.12.2015 über die 
Höhe der Straßenreinigungsgebühren in der Stadt 
Tönisvorst für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gem. § 15 
Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst in der 
zurzeit gültigen Fassung.

Tönisvorst, den 17.12.2015
Der Bürgermeister

gez.Goßen
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Bekanntmachung des Städtischen Abwasser-
betriebes Tönisvorst

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat in seiner Sitzung am 
04. November 2015 den Jahresabschluss zum 31. 
Dezember 2014 festgestellt und über die Verwendung 
des Jahresgewinnes wie folgt beschlossen:

Der Rat der Stadt beschließt, den von der 
Betriebsleitung mit einer Bilanzsumme von 
36.976.360,00 € aufgestellten Jahresabschluss 
2014 und den Lagebericht für den Städtischen 
Abwasserbetrieb unter dem Vorbehalt, dass die 
Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen den 
Bestätigungsvermerk erteilt, festzustellen.
Dieser Beschlussempfehlung liegen die Ergebnisse 
der Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts zugrunde.

Der Rat der Stadt beschließt, dass der 
Jahresüberschuss des Städtischen Abwasser-
betriebes Tönisvorst aus dem Wirtschaftsjahr 2014 
in Höhe von 810.845,31 € wie folgt verwendet wird:
1. Ein Teilbetrag in Höhe von 238.815,90 €, er-
rechnet aus den Erträgen aus der Auflösung von 
Sonderposten zuzüglich dem Verlustausgleich der 
Gebührenabrechnung 2012 abzüglich des Verlustes 
aus der Gebührenabrechnung 2014 und den 
Verlusten aus Sonderabschreibungen
wird mit der allgemeinen Rücklage verrechnet.
2. Ein Teilbetrag in Höhe von 572.029,41 €, welcher 
insgesamt die Höhe der erwirtschafteten
Eigenkapitalzinsen wiederspiegelt, wird an die Stadt 
als Gewinn ausgeschüttet

Die Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen 
hat den folgenden abschließenden Vermerk erteilt:

Abschließender Vermerk der GPA NRW 

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW ge-
setzlicher Abschlussprüfer des Städtischen 
Abwasserbetriebes Tönisvorst. Zur Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 hat 
sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Hahne 
Revisions-und Treuhandgesellschaft mbH, Dülmen, 
bedient. 
Diese hat mit Datum vom 08.06.2015 den 
nachfolgend dargestellten uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt. 
„Wir haben den Jahresabschluss bestehend aus 
Bilanz, Ergebnis-und Finanzrechnung sowie Anhang 
-unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht des Städtischen Abwasserbetriebes 
Tönisvorst für das Wirtschafsjahr vom 01.01.2014 
bis 31.12.2014 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den Vorschriften der 
Gemeindehaushaltsverordnung NRW und den ergän-
zenden Bestimmungen der Eigenbetriebsverordnung 
NRW liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung 
des Abwasserbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf 
der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
ter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-. 
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Schulden-, Ertrags-und Finanzlage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt wer-
den. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 
werden die Kenntnisse über die Tätigkeiten und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Abwasserbetriebes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems so-
wie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewand-
ten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentli-
chen Einschätzungen der Betriebsleitung des 
Abwasserbetriebes sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere 
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für un-
sere Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-. Ertrags-, und Finanzlage des Städtischen 
Abwasserbetriebes Tönisvorst Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ver-
mittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags-, und Finanzlage 
des Abwasserbetriebes und stellt die Chancen und 
Risiken für die künftige Entwicklung zutreffend dar.“
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Hahne Revisions-
und Treuhandgesellschaft mbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der GPA NRW nicht erforderlich. 
Herne, den 23.11.2015 
GPANRW 
Im Auftrag 
gez.
Helga Giesen

Jahresabschluss und Lagebericht liegen im 

Verwaltungsgebäude Hospitalstr. 15, 
47918 Tönisvorst, Zimmer 1, während der 

Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus

Tönisvorst, den 03.12.2015
gez. Waßen

Kaufm. Betriebsleiterin
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Satzung vom 18.12.2015 der Stadt Tönisvorst über 
die Höhe der Gebühren nach § 7 Abs. 1 Kommunal-
abgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NW, Seite 712), in der 
zurzeit geltenden Fassung, für Verbandslasten 
der Wasser- und Bodenverbände für das Jahr 
2016

Aufgrund
-  des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
 (GV NRW S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung
- der §§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21.10.1969  (GV NW, S. 712) in der zurzeit gülti-
gen Fassung sowie

- des § 5 der vom Rat der Stadt Tönisvorst in 
seiner Sitzung am 23.01.2002 beschlossenen 
Satzung der Stadt Tönisvorst über die Erhebung 
von Gebühren nach § 7 Abs. 1  Kommunalab-
gabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.10.1969 (GV NW, Seite 712), 

 in der zurzeit geltenden Fassung,  für 
Verbandslasten  der Wasser- und Bodenverbände

 hat der Rat in seiner Sitzung am 17.12.2015 fol-
gende Satzung beschlossen:

§ 1

Für das Jahr 2016 betragen die Gebühren pro AR

a) für nicht versiegelte Flächen
 im Einzugsbereich

 1.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Mittleren Niers             0,25 €

 2.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Gelderner Fleuth          0,05 €

 3. des Niersverbandes           0,07 €

b) für versiegelte Flächen (kanalisiert)
 im Einzugsbereich

 1.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Mittleren Niers                   12,23 €
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 2.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Gelderner Fleuth          2,40 €

 3.  des Niersverbandes           3,30 €

c) für versiegelte Flächen (nicht kanalisiert)
 im Einzugsbereich

 1.  des Wasser- und Bodenverbandes
   der Mittleren Niers                    2,23 €

 2.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Gelderner Fleuth          0,44 €

 3.  des Niersverbandes           0,60 €

d) für Waldgrundstücke
 im Einzugsgebiet

 1.  des Wasser- und Bodenverbandes
   der Mittleren Niers                    0,08 €

 2.  des Wasser- und Bodenverbandes 
   der Gelderner Fleuth          0,02 €

 3.  des Niersverbandes           0,02 €

§ 2

Diese Satzung tritt  zum 01.01.2016 in Kraft.

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der z.Zt. gültigen Fassung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-

zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung vom 18.12.2015 der Stadt 
Tönisvorst über die Höhe der Gebühren nach § 7 
Abs. 1 KAG für Verbandslasten der Wasser- und 
Bodenverbände für das Jahr 2016 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht.

Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 
Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst in der 
zurzeit gültigen Fassung.

Tönisvorst, den 18.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 115

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 44

Satzung vom 18.12.2015 der Stadt Tönisvorst über 
die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und 
Gewerbesteuer für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund

-   des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 G  des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 
496)

-  des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 
07.08.1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt geändert 
durch Artikel 38 des Gesetztes vom 19.12.2008 
(BGBl. I S. 2794)

-  des § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15.10. 2002 
(BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 02.11.2015 (BGBl. I S. 1834) 
sowie

-  des § 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für 
die Festsetzung und Erhebung der Realsteuern 
vom 16.12.1981 (GV. NW. S. 732)

 
hat der Rat in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer
 

a)   für land- und forstwirtschaftliche Betriebe
   (Grundsteuer A) 

300 v.H.

b)   für die Grundstücke 
   (Grundsteuer B)

500 v.H.

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
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2) Gewerbesteuer                                      475 v.H.

§ 2

Die Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.

Hinweis:
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der z.Zt. gültigen Fassung beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die
 verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-

zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst über 
die Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und 
Gewerbesteuer für das Haushaltsjahr 2016 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 
Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst in der 
zurzeit gültigen Fassung.

Tönisvorst, den 18.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 117

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 45

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Satzung  vom 18.12.2015 über die Höhe der 
Benutzungsgebühren für die Abwasseranlage 
der Stadt Tönisvorst für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund 
- des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 G 
zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse und zur Änd. kommunalrecht-
licher Vorschriften vom 25. 6. 2015 (GV. NRW. S. 
496),

- der §§ 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes 

für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt 
geändert durch Art. 3 G zur Beschleunigung der 
Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse und 
zur Änd. kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
25. 6. 2015 (GV. NRW. S. 496) sowie

- der Bestimmungen der Satzung der Stadt 
Tönisvorst vom 12. Dezember 2012 über die 
Erhebung von Gebühren für die Abwasseranlage 
der Stadt Tönisvorst in der zur Zeit gültigen 
Fassung

hat der Rat in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgen-
de Satzung beschlossen:

§ 1
Höhe der Benutzungsgebühren 

Für das Haushaltsjahr 2016 werden folgende 
Gebühren festgesetzt:

1.  für die Beseitigung des Schmutzwassers in lei-
tungsgebundenen Anlagen 

a) für Grundstücke, für die unmittelbar Beiträge 
an den Niersverband zu zahlen sind je 
Kubikmeter-Abwasser auf

1,33 €

b) für alle übrigen Grundstücke je Kubikmeter-
Abwasser auf

2,22 €

2.  für die Beseitigung des Niederschlagswassers

a) für Grundstücke, für die unmittelbar Beiträge 
an den Niersverband zu zahlen sind je 
Quadratmeter befestigter und angeschlosse-
ner Fläche

0,69 €

b) für alle übrigen Grundstücke je Quadratmeter 
befestigter und angeschlossener Fläche

1,07 €

§ 2
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2016 in Kraft. 

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
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denn
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt 

gemacht worden,
c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung vom 18.12.2015 
über die Höhe der Benutzungsgebühren für die 
Abwasseranlage der Stadt Tönisvorst für das 
Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 
Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 
05. Oktober 1999 in der zur Zeit gültigen Fassung. 

Tönisvorst, den 18.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 118

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 46

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Satzung vom 18.12.2015 über die Höhe der 
Benutzungsgebühren für die Grundstücks-
entsorgung der Stadt Tönisvorst für das Haus-
haltsjahr 2016

Aufgrund 

- des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 G 
zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler 
Gesamtabschlüsse und zur Änd. kommunalrecht-
licher Vorschriften vom 25. 6. 2015 (GV. NRW. S. 
496),

- der §§ 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt 
geändert durch Art. 3 G zur Beschleunigung der 
Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse und 
zur Änd. kommunalrechtlicher Vorschriften vom 
25. 6. 2015 (GV. NRW. S. 496 sowie

- der Bestimmungen der Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die für Entsorgung 
von  Grunstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen und Abwassersammelgruben) 
vom 21. 03.2014 zur Satzung der Stadt Tönisvorst 

über die Entwässerung der Grundstücke und den 
Anschluss an die öffentliche Abwasseranlagen – 
Entwässerungssatzung – vom 21. März 2014.

hat der Rat in seiner Sitzung am 17.12.2015 folgen-
de Satzung beschlossen:

§ 1
Höhe der Benutzungsgebühren

Für das Haushaltsjahr 2016 werden folgende 
Gebühren festgesetzt:

1. für die Entsorgung von Kleinkläranlagen je 
Kubikmeter Klärschlamm auf

16,66 €

2.  für die Entsorgung von Abwassersammelgruben 
je Kubikmeter Abwasser auf

13,38 €

Für jede Einrichtung wird die Grundgebühr auf 

88,33 €

festgesetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2016 in Kraft. 

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt 

gemacht worden,
c)  der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 

vorher beanstandet oder
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung vom 18.12.2015 
über die Höhe der Benutzungsgebühren für die 
Grundstücksentsorgung der Stadt Tönisvorst für das 
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Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 
Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Tönisvorst vom 
05. Oktober 1999 in der zur Zeit gültigen Fassung.

Tönisvorst, den 18.12.2015
Der Bürgermeister

gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 22/S. 119

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 47

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Bekanntmachung der Stadt Tönisvorst: Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Abfall-
entsorgung – Abfallgebührenerhebungssatzung 
- der Stadt Tönisvorst vom 18.12.2015 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat aufgrund der §§ 7 
und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhe-
in-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.Juli 1994 (GV NRW S. 666),zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV.
NRW S. 496), der §§ 1,4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
25. Juni 2015 (GV.NRW S. 496) und des § 25 der 
Satzung über die Entsorgung von Abfällen - Abfall-
entsorgungssatzung (AES) der Stadt Tönisvorst vom 
18. Dezember 2014, in der Sitzung am 17.12.2015 
folgende Satzung beschlossen: 

 § 1 Abfallentsorgungsgebühren 

(1)  Für die Benutzung der öffentlichen Einrichtung 
“Städtische Abfallentsorgung” erhebt die Stadt 
nach dieser Satzung Gebühren. 

(2)  Die Abfallentsorgungsgebühr ruht als öffentliche 
Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW). 

§ 2 Gebührenpflichtige, Gebührenpflicht

(1)  Gebührenpflichtig sind der Eigentümer der an die 
städtische Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstücke, die ihm Gleichgestellten gemäß 
§ 26 der Abfallentsorgungssatzung und jeder 
Abfallbesitzer gemäß § 5 Abs. 2 der Abfallent-
sorgungssatzung, der die bei ihm anfallenden 
Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungsein-
richtung tatsächlich überläßt. 

(2)  Im Falle des Eigentumswechsels ist der neue Ei-
gentümer von Beginn des Monats an gebühren-
pflichtig, der dem Mo nat der Rechtsänderung 

folgt. Der Eigentümerwechsel ist der Stadt in 
geeigneter Form (notarieller Kaufvertrag) anzu-
zeigen. Meldet der bisherige oder der neue Ei-
gentümer den Eigentumswechsel der Stadt nicht, 
so tritt die Änderung der Gebührenpflicht zum 1. 
Januar des auf den Eigentumswechsel folgenden 
Jahres ein. 

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

(4) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Tag, an dem 
erstmals Sammelbehälter zur Verfügung gestellt 
werden. Sie endet mit dem Ablauf des Tages, an 
dem der letzte Abfallbehälter eingezogen wird.  

§ 3 Gebührenbemessung für die Sammelbehälter/
Abfallsäcke und deren Entleerung/Entsorgung 

(1)  Bemessungsgrundlagen für die Bemessung der 
Gebühren für die Sammelbehälter/Abfallsäcke 
und deren Entlee rung/Entsorgung sind: 
1. eine Grundgebühr (Behälterkosten) und die 

Anzahl der je Grundstück zur Verfügung 
gestellten Sammelbe hälter, 

2. die Anzahl der ausgeführten Sammelbehäl-
terentleerungen je Grundstück im Veranla-
gungsjahr; ausgenom men der Fixabrech-
nung von 13 Abfuhren/Jahr für das grüne Ge-
fäß (Papier-und Pappabfälle) 

3. das Volumen der je Grundstück im Veranla-
gungsjahr eingesammelten 

3.1  Restabfälle im System “graue Tonne” 
3.2  kompostierbare Pflanzenabfälle im System 

“braune Tonne.” 
4. die Anzahl der Abfallsäcke.  

(2)  Behälterveränderungen (Mehrvolumen/Minder-
volumen) werden bei der Bemessung nach Absa-
tz 1 Ziffer 1 vom ers ten Tag des folgenden Mona-
ts ab berücksichtigt. Volumenreduzierungen sind 
lediglich ein Mal jährlich möglich. 

(3)  Die Anzahl der vorgesehenen Sammelbehäl-
terentleerungen ergibt sich aus der Abfallent-
sorgungssatzung. Werden 120 l, 240 l, 770 l und 
1.100 l fassende Sammelbehälter (grau) und 120 
l und 240 l fassende Sammelbehälter (braun) am 
jeweiligen Abfuhrtag nicht zur Entleerung bere-
itgestellt, reduziert sich die Anzahl der Sammel-
behälterleerungen ent sprechend (ausgeführte 
Entleerungen); bei 1.100 l fassenden Sammelbe-
hältern (grün) gilt die Anzahl der vorgesehe nen  
Entleerungen als ausgeführte Entleerungen. 

§ 4 Gebührenbemessung für den Wertstoffhof 

(1) Bemessungsgrundlage für die Bemessung der 
Gebühren für den Wertstoffhof sind: 
1. Restabfälle, sperrige und kompostierbare Ab-

fälle aus privaten Haushalten (pro Anlieferung 
bis zu einer Menge von 0,5 Kubikmetern, 
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etwa ein PKW-Kofferraum voll). 
2. eine Kleinmengenregelung für Grünschnitt. 

Bis maximal 3 Säcke a 70 Liter Inhalt wird 
eine von Ziffer 1. abweichende Gebühr ver-
langt. 

(2)  Mengen, die über 0,5 Kubikmeter hinausgehen, 
müssen zu den entsprechenden Satzungsanla-
gen des Kreises Viersen  verbracht werden. 

(3)  Altpapier und Pappe, Elektrokleingeräte sowie 
Metallschrott und Altkleider werden kostenlos 
angenommen. 

(4)  Die Gebührensätze sind der derzeit gültigen Ab-
fallgebührensatzung der Stadt Tönisvorst zu ent-
nehmen. 

§ 5 Festsetzung und Fälligkeit der Gebühr 

(1)  Die Gebühren der derzeit gültigen Abfallge-
bührensatzung der Stadt Tönisvorst werden ab 
Beginn des Veranlagungs jahres festgesetzt und 
erhoben. Veranlagungsjahr für das jeweilige Jahr 
ist das Kalenderjahr.  

(2)  Auf die Gebühren nach der derzeit gültigen Ab-
fallgebührensatzung der Stadt Tönisvorst werden 
ab Beginn des Ver anlagungsjahres Vorausleis-
tungen erhoben. Die Höhe der Vorausleistun-
gen wird nach den Gebührensätzen (Abfall-
gebührensatzung der Stadt Tönisvorst) im Ver-
anlagungsjahr und den Bemessungsgrundlagen 
(§ 3 Abs. 1 dieser Sat zung) des vorhergehenden 
Veranlagungsjahres berechnet. Bei erstmalig-
er Gebührenpflicht werden angemessene Vor-
ausleistungen erhoben. 

(3)  Werden Vorausleistungen erhoben, erfolgt nach 
Ablauf des Veranlagungsjahres auf der Grund-
lage der Gebührensätze des Veranlagungsjahres 
und unter Anrechnung der Vorausleistungen die 
Festsetzung der Gebühren.  

(4)  Vorausleistungen werden mit Ausnahme der 
Gebühren für den Abfallsack mit einem Viertel 
ihres Betrages jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November des jeweiligen Ve-
ranlagungsjahres fällig.  

(5)  Nachforderungen für das vorhergegangene Ve-
ranlagungsjahr werden am 15. Februar fällig. 
Überzahlungen werden mit der am 15. Februar 
fälligen Vorausleistung verrechnet bzw. erstattet.  

(6)  Die Gebühr für den Abfallsack wird mit dem Erh-
alt des Abfallsackes fällig. 

(7)  Abweichend von den Absätzen 1-6 ist bei Abgabe 
von entsprechenden Abfällen auf dem Wertstoff-
hof die Gebühr sofort vor Ort zu entrichten. 

 6 Ausfall-und Übergangsregelungen 

(1)  Kann aus technischen oder anderen Gründen die 
ausgeführte Entleerung nicht erfaßt oder das Vol-
umen eines zu ent leerenden Sammelbehälters 

nicht gemessen werden, gilt die vorgesehene 
Entleerung als ausgeführte Entleerung; das Volu-
men wird nach dem rechnerischen Mittel aus den 
bereits ermittelten Daten der im Veranlagungs-
jahr gemessenen Volumina bestimmt.  

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Geb-
ühren für die Abfallent sorgung der Stadt Tönisvorst 
vom 06.07.2012 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst über 
die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung 
wird hiermit bekannt gemacht. Die öffentliche Bekan-
ntmachung erfolgt gemäß § 15 der Hauptsatzung der 
Stadt Tönisvorst vom 05.10.1999 in der zur Zeit gel-
tenden Fassung. 

Hinweis: 
Auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordhein-Westfalen 
wird hingewiesen. Diese Vor schrift hat folgenden 
Wortlaut: 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Be stimmungen und Flächennutzung-
spläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkünd-
ung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b)  die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bes-
timmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluß vorher 
beanstandet oder 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Tönisvorst, den 18.12.2015 
Der Bürgermeister 

gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 23/S. 121 

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 48
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Bekanntmachung der Satzung über die Höhe von Gebühren für die Abfallentsorgung -Abfallgebühren-
satzung- der Stadt Tönisvorst (AGS) vom 18.12.2015 

Der Rat der Stadt Tönisvorst hat aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhe-
in-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666;) zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV NRW S. 496), der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalab-
gabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712) zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV NRW S. 496) und des § 25 der Satzung über 
die Entsorgung von Abfällen – Abfallentsorgungssatzung (AES) der Stadt Tönisvorst vom 18. Dezember 
2014 sowie der Bestimmungen der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung der 
Stadt Tönisvorst vom 18. Dezember 2015, in der Sitzung am 17.12.2015 folgende Satzung beschlossen:   

§ 1 Gebührensätze 

(1)  Die Gebühren betragen

 Behälterkosten einschließlich Grundgebühr 
1.  je Sammelbehälter in dem System “graue Tonne” nach § 3 Abs. 1 Ziff. 1 der derzeit gültigen Abfallge-

bührenerhebungssatzung der Stadt Tönisvorst 
1.1  mit einem Fassungsvermögen von     120 l   je Veranlagungsjahr     50,42 € 
1.2  mit einem Fassungsvermögen von     240 l   je Veranlagungsjahr     98,72 € 
1.3  mit einem Fassungsvermögen von     770 l   je Veranlagungsjahr   372,03 € 
1.4  mit einem Fassungsvermögen von    l.100 l   je Veranlagungsjahr  502,43 €

 Behälterkosten 
2.  je Sammelbehälter in dem System “braune Tonne” nach § 3 Abs. 1 Ziff. 1 der derzeit gültigen Abfall-

gebührenerhebungssatzung der Stadt Tönisvorst 
2.1 mit einem Fassungsvermögen von     120 l   je Veranlagungsjahr       2,43 € 
2.2 mit einem Fassungsvermögen von     240 l   je Veranlagungsjahr       2,68 € 

3. je Sammelbehälter in dem System “grüne Tonne” nach § 3 Abs. 1 Ziff. 1 der derzeit gültigen Abfallge-
bührenerhebungssatzung der Stadt Tönisvorst 

3.1  mit einem Fassungsvermögen von     120 l  je Veranlagungsjahr       2,43 € 
3.2  mit einem Fassungsvermögen von     240 l   je Veranlagungsjahr       2,71 € 
3.3  mit einem Fassungsvermögen von   1.100 l  je Veranlagungsjahr     59,65 € 

Entleerungskosten 
4.  je ausgeführter Sammelbehälterleerung nach § 3 Abs. 1 Ziff. 2 der derzeit gültigen Abfallgebühren-

erhebungssatzung der Stadt Tönisvorst 
4.1 für  120 l fassende Sammelbehälter   -graue Tonne-         0,93 € 
4.2 für  240 l fassende Sammelbehälter   -graue Tonne-         0,94 € 
4.3 für  120 l fassende Sammelbehälter   -braune Tonne-        1,01 € 
4.4  für  240 l fassende Sammelbehälter  -braune Tonne-        1,01 € 
4.5 für  770 l fassende Sammelbehälter   -graue Tonne-         3,55 € 
4.6  für 1.100 l fassende Sammelbehälter  -graue Tonne-         3,70 € 
4.7 für  120 l fassende Sammelbehälter   -grüne Tonne-          0,53 € (x 13Abfuhren/Jahr) 
4.8  für  240 l fassende Sammelbehälter  -grüne Tonne-          0,63 € (x 13Abfuhren/Jahr) 
4.9  für 1.100 l fassende Sammelbehälter -grüne Tonne-          3,84 € (x 13Abfuhren/Jahr) 

 Deponiekosten 
5.  Je volle 10 l nach § 3 Abs. 1 Ziff. 3 der derzeit gültigen Abfallgebührenerhebungssatzung der Stadt 

Tönisvorst 
5.1  im System “graue Tonne”              0,27 € 
5.2 im System “braune Tonne”              0,22 € 

Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
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6 Je Abfallsack nach § 3 Abs. 1 Ziffer 4 der derzeit gültigen Abfallgebüh-4,76 € renerhebungssatzung 
der Stadt Tönisvorst 

(2)  Ist eine Leerung wegen zu starker Verdichtung der eingefüllten Abfälle nicht möglich, wird dennoch die 
jeweilige Leerungsgebühr berechnet.  

(3)  Entstandene Auslagen, die in Zusammenhang mit Leistungen der Abfallentsorgung entstehen, gelten als 
Gebühr nach den Regelungen dieser Satzung und sind vom Gebührenpflichtigen zu tragen. 

(4)  Die Vorausleistungen werden in Höhe des Abrechnungsergebnisses 2015 unter  Berücksichtigung der 
Gebührensätze 2016 berechnet. 

§ 2 Gebührensätze für den Wertstoffhof 

(1)  Die Gebühren betragen je Anlieferung aus privaten Haushalten nach § 4 Abs. 1 Ziffer 1 der derzeit gülti-
gen Abfallge bührenerhebungssatzung der Stadt Tönisvorst bis zu einer Menge von 0,5 Kubikmetern 
1.1   Restabfall           10,00 € 
1.2   Sperrmüll    - sonstiger Sperrmüll      10,00 € 
      - Altholz       10,00 € 
1.3   kompostierbarer Abfall         10,00 € 

(2)  Als Kleinmengenregelung für Grünschnittabfälle aus privaten Haushalten pro Anlieferung  nach § 4 Abs. 
1 Ziffer 2 der derzeit gültigen Abfallgebührenerhebungssatzung der Stadt Tönisvorst ermäßigt sich die 
vorstehende Gebühr wie folgt: 

  2.1  bis maximal 3 Säcke a 70 Liter Inhalt       5,00 € 

§ 3 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Höhe von Gebühren für die 
Abfallentsor gung der Stadt Tönisvorst vom 18.12.2014 außer Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst über die Höhe von Gebühren für die Abfallentsorgung wird 
hiermit bekannt gemacht. Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 15 der Hauptsatzung der Stadt 
Tönisvorst vom 05.10.1999 in der zurzeit geltenden Fassung. 

Hinweis: 
Auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird hingew-
iesen. Diese Vor schrift hat folgenden Wortlaut: 
Die Verletzung von Verfahrens-oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Be stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigenverfahren  wurde nicht 

durchgeführt, 
b)  die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
Tönisvorst, den 18.12.2015 

Der Bürgermeister 
gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 23/S. 124 

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 50
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Bekanntmachung 
der Stadt Tönisvorst
Satzung über die Höhe von Gebühren aus Anlass 
von Märkten in Tönisvorst 

Gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nor-
drhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) 
sowie der §§ 1, 4 und 6 des Kommunalabgabeng-
esetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. 
Oktober 1969 (GV NRW S. 712) in den derzeit gül-
tigen Fassungen hat der Rat der Stadt Tönisvorst 
in seiner Sitzung am 17. Dezember 2015 folgende 
Satzung beschlossen: 

§ 1 
 Höhe der Gebühr

(1) Die Gebühr bemisst sich nach Quadratmeter der 
in Anspruch genommenen Fläche. 

(2)  Die Gebühr beträgt je Quadratmeter 
 für die Marktstände    1,00 €  

(3)  Neben den Gebühren, die halbjährlich erhoben 
werden,  sind die Kosten für die Anschlüsse an 
die Versorgungsein richtungen sowie für Strom- 
und Wasserverbrauch zu zahlen. 

§ 2 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Tönisvorst über 
die Höhe von Gebühren für die  Märkte wird hiermit 
bekannt gemacht. 
Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt gemäß § 
15 der Hauptsatzung der Stadt  Tönisvorst vom 
05.10.1999 in der zurzeit geltenden Fassung. 

Hinweis: 
Auf die Rechtsfolgen nach § 7 Abs. 6 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
wird hingewiesen. Diese Vor schrift hat folgenden 
Wortlaut: 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige 
ortsrechtliche Be stimmungen und Flächennutzung-
spläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkünd-
ung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

Tönisvorst, den 18.12.2015 
Der Bürgermeister 

gez. Goßen 

Tönisvorster Amtsblatt  Jhrg. 21/Nr. 23/S. 126 

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 52 

Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
Öffentliche Zustellung

Die an Herrn Sascha Debock, geb. 02.07.1982, 
zuletzt wohnhaft Waldnieler Str. 170 a, 41751 Viersen 
gerichtete Ordnungsverfügung vom 30.12.2015 
kann nicht auf herkömmliche Art zugestellt werden, 
da der Aufenthaltsort des Empfängers unbekannt 
ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder 
Bevollmächtigten nicht möglich ist. Daher erfolgt gem. 
§ 10 Landeszustellungsgesetz (LZG NRW) in der z. 
Z. geltenden Fassung die öffentliche Zustellung der 
vorgenannten Verfügung im Amtsblatt des Kreises 
Viersen.
Die Verfügung kann bei der Stadt Viersen im 
Verwaltungsgebäude auf der Theodor-Frings-Allee 
22, 41751 Viersen, Zimmer 001a eingesehen werden.

Die Verfügung gilt 2 Wochen nach Veröffentlichung 
im Amtsblatt als zugestellt.

Viersen, den 04.01.2016
Stadt Viersen

Fachbereich 30 – Ordnung und Sicherheit
Abteilung I – Ordnung und Straßenverkehr

Im Auftrag
gez. Bisges

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 52
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Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
Allgemeinverfügung zum Mitführ- und Benut-
zungsverbot von Glasbehältnissen für die Altwei-
bertage 2016 und 2017

Für die Altweibertage Donnerstag, den 04.02.2016 
und Donnerstag, den 23.02.2017 erlässt die Bür-
germeisterin der Stadt Viersen folgende 

ALLGEMEINVERFÜGUNG:

1. Mitführ- und Benutzungsverbot von Glas-
behältnissen

1.1 Für den unter Ziffer 2 genannten Zeitraum 
ist das Mitführen und die Benutzung von 
Glasbehältnissen, d. h. aller Behältnisse, die 
aus Glas hergestellt sind (wie z. B. Flaschen 
und Gläser), in dem unter Ziffer 3 definierten 
Bereich der Stadt Viersen außerhalb von ge-
schlossenen Räumen untersagt.  Das gleiche 
gilt für den Ausschank und Verkauf von Ge-
tränken in Glasbehältnissen zur Mitnahme in 
die unter Ziffer 3 genannte Verbotszone.

1.2 Ausgenommen von diesem Verbot ist 
das Mitführen von Glasbehältnissen durch 
Getränkelieferanten und Personen zum of-
fensichtlich und ausschließlich unmittelbaren 
häuslichen Gebrauch.

2. Zeitlicher Geltungsbereich

Das Verbot gilt in der Innenstadt von Viersen 
– Dülken 

am Donnerstag, den 04.02.2016 in der Zeit 
von 10:00 Uhr bis 19:00 Uhr und
am Donnerstag, den 23.02.2017 in der Zeit 
von 10:00 Uhr bis 19:00 Uhr.

3. Räumlicher Geltungsbereich

Das Mitführ- und Benutzungsverbot von Glas-
behältnissen nach Ziffer 1 gilt für folgenden 
Bereich:

Innenstadt Viersen – Dülken auf der gesam-
ten Fläche des Alter Markt, Börsenstraße von 
Alter Markt bis Lange Straße, Hühnermarkt, 
Lange Straße von Moselstraße bis Lange 
Straße gedachte Linie zwischen Hausnum-
mer 32 und 33, Blauensteinstraße. 

Der Geltungsbereich ist dem beigefügten 
Plan zu entnehmen, der Bestandteil dieser 
Allgemeinverfügung ist.

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung

Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird 
die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung – (VwGO) 
– vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), in der gel-
tenden Fassung, angeordnet. Eine eventuell 
eingelegte Klage hat keine aufschiebende 
Wirkung.

5. Bekanntgabe

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 
Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen – (VwVfG 
NRW) – vom 12.11.1999 (GV. NRW. 1999 S. 
602), in der geltenden Fassung, mit dem auf 
die Bekanntmachung folgenden Tag als be-
kannt gegeben.

6. Androhung von Zwangsmitteln

Für den Fall der Nichtbeachtung dieser All-
gemeinverfügung drohe ich gemäß § 57 Abs. 
1 Nr. 3 in Verbindung mit § 62 Verwaltungs-
vollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen – Verwaltungsvollstreckungsge-
setz NRW – (VwVG NRW) – vom 19.02.2003 
(GV.NRW.Seite 156, 818), in der geltenden 
Fassung, den unmittelbaren Zwang in Form 
der Wegnahme und Vernichtung der mitge-
führten oder zur Abgabe bzw. zum Verkauf 
bereitgestellten Glasbehältnisse an.

Gründe:

An Altweiberdonnerstag wird traditionell der Straßen-
karneval eröffnet und von Teilen der Dülkener Bevöl-
kerung gefeiert. Aus diesem Grunde kommen viele 
Besucher/-innen insbesondere von den ortsansässi-
gen Schulen in die Dülkener Innenstadt um zu feiern. 
Seit Jahren ist der Alte Markt in Viersen-Dülken ein 
beliebter Treffpunkt für junge Leute aus dem gesam-
ten Stadtgebiet und dem nahen Umland. An diesem 
Tag wird gemeinsam geschunkelt, gefeiert und ge-
trunken von mittags bis in die Abendstunden. Die 
Feierlichkeiten gehen regelmäßig einher mit einem 
erheblichen Konsum von Alkohol. Die Beobachtun-
gen haben gezeigt, dass die Feiernden nicht nur an 
Verkaufsständen vor Ort und in den Gaststätten ihre 
Getränke kaufen. Viele bringen die Getränke in Glas-
flaschen mit bzw. kaufen in den umliegenden Einzel-
handelsgeschäften Getränke und konsumieren diese 
dann vor Ort im öffentlichen Straßenraum. Die leeren 
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Flaschen werden dann nicht ordnungsgemäß ent-
sorgt, sondern einfach auf den Boden gestellt, in den 
Rinnstein geworfen, fallen gelassen oder bewusst 
zerschlagen. Die Pfandflaschen werden in aller Regel 
von den Feiernden auch nicht mehr an den Verkaufs-
stellen wieder abgegeben. Aufgrund der Vielzahl der 
auf diese Art und Weise entsorgten Flaschen werden 
diese zu Stolperfallen, bewusst oder auch nur ver-
sehentlich weggetreten und zersplittern. Sie verursa-
chen Verletzungen und können bei körperlichen Aus-
einandersetzungen als gefährliche Waffe eingesetzt 
werden. Bei Dienst- und Einsatzfahrzeugen der Po-
lizei, der Feuerwehr, der Rettungs- und Hilfsdienste 
und der Ordnungsbehörde der Stadt Viersen können 
sie zu Reifenschäden führen, so dass akute, ggfls. 
lebensrettende Einsätze nur mit erheblicher Zeitver-
zögerung durchgeführt werden können. Schon nach 
kurzer Zeit ist der Boden mit Flaschen und Glas-
scherben übersät. Die Menge der Glasflaschen und 
Glasscherben ist in den Jahren vor 2013 (erstmaliges 
Glasverbot) rasant angestiegen. Das erreichte Aus-
maß ist nach übereinstimmender Einschätzung von 
Polizei, Ordnungsbehörde und Feuerwehr nicht  ver-
antwortbar.

Mit dem vermehrten Alkoholgenuss steigert sich er-
fahrungsgemäß die Gewaltbereitschaft der Besuche-
rinnen und Besucher, mit der Folge erheblicher Ver-
letzungen bei den Betroffenen. Die Hemmschwelle, 
eine Flasche bzw. ein Glas als Wurfgeschoss oder 
Schlagwaffe zu verwenden, ist nach Erkenntnissen 
der Polizei in den letzten Jahren deutlich gesunken. 

Die Erkenntnisse und Erfahrungen der Polizei und 
der Ordnungsbehörde aus den Jahren vor 2013 ha-
ben gezeigt, dass die Feiernden an den betreffenden 
Tagen ihren Abfall nicht ordnungsgemäß entsorgen. 
Insbesondere Glasbehältnisse, aber auch sonstiger 
Abfall, wird in Unmengen auf dem Boden abgestellt, 
einfach fallen gelassen, oder in seltenen Fällen wer-
den Flaschen gezielt auf den Boden geworfen.

Erst durch das erstmals in 2013 für den betreffenden 
Bereich erlassene Glasverbot ist es zu einer wesent-
lichen Verbesserung gekommen. Es wurden durch-
weg positive Erfahrungen gesammelt, sowohl von 
der Polizei, der Feuerwehr, dem Deutschen Roten 
Kreuz, der Ordnungsbehörde und dem Jugendamt 
der Stadt Viersen, den Feiernden, den Gewerbetrei-
benden sowie den Bürgerinnen und Bürgern. Wäh-
rend es in 2012 noch zu 21 Einsätzen des Deutschen 
Roten Kreuzes wegen Schnittverletzungen gekom-
men war, reduzierte sich die Anzahl der Einsätze in 
2013 auf insgesamt lediglich 4. Vergleichbar niedrige 
Zahlen sind seither zu verzeichnen. Dies bedeutet 
eine Reduzierung um fast 80 %. Ebenfalls konnte 
das Müllaufkommen am Altweiberdonnerstag 2013 
auf ca. 2100 l Glasmüll reduziert werden. Dies spie-

gelt sich auch bei einem Vergleich von 2012 zu 2013 
der mit der Müllbeseitigung verbundenen Arbeits-
stunden. Während 2012 in Dülken noch 8 Mitarbeiter 
der Städtischen Betriebe mit 46 Arbeitsstunden mit 
Säuberungsarbeiten beschäftigt waren, benötigten in 
2013 7 Mitarbeiter nur 18 Arbeitsstunden. Auf diesem 
Niveau verliefen auch die Einsätze 2014 und 2015. 

Zu 1. Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbe-
hältnissen

Rechtsgrundlage für die getroffenen Verbotsregelun-
gen ist § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbe-
hördengesetz – (OBG) – vom 13.05.1980 (GV. NRW. 
S. 528), in der geltenden Fassung. Danach können 
die Ordnungsbehörden die notwendigen Maßnah-
men treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuweh-
ren.

Das Mitführ- und Benutzungsverbot von Glasbehält-
nissen ist eine notwendige Maßnahme im Sinne des 
§ 14 OBG. Angesichts des auch zu den Altweiberta-
gen in 2016 und 2017 zu erwartenden Verhaltens in 
Bezug auf die Benutzung von Glas im Zusammen-
hang mit den Feierlichkeiten, ist auf dem betroffenen 
Bereich auch weiterhin eine Gefahrenlage zu prog-
nostizieren, die ein Glasverbot erforderlich macht. 
Den von den Glasbehältnissen und Glasscherben 
drohenden Verletzungen für die Feiernden kann nach 
den in den Jahren 2013 bis 2015 gemachten Erfah-
rungen nur wirksam durch ein Glasverbot begegnet 
werden.

a. Konkrete Gefahrenlage

Es liegt nicht nur ein Gefahrenverdacht vor, 
sondern mit dem Verbringen von Glas in den 
bezeichneten Bereich bereits eine konkrete 
Gefahr, da die hinreichende Wahrscheinlich-
keit eines Schadenseintritts für die grundge-
setzlich geschützte körperliche Unversehrt-
heit der Feiernden, der Ordnungskräfte und 
der Bürgerinnen und Bürger besteht.

Das massenhafte Einbringen und auch Zer-
schlagen von Glasbehältnissen in oder auf die 
Verkehrsflächen in dem betreffenden Bereich 
ist eine Verletzung des geltenden Rechts, 
wenn die Behältnisse, und davon ist aufgrund 
der Erfahrungen der letzten Jahre auszuge-
hen, nicht vom Verursacher entfernt werden, 
§ 4 Abs. 2 Ordnungsbehördliche Verordnung 
der Stadt Viersen zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung für das 
Gebiet der Stadt Viersen. Die Erfahrungen ha-
ben gezeigt, dass von den in der Menschen-
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masse feiernden Personen ausgetrunkene 
Flaschen nicht in Abfallbehältnisse, sondern 
zum überwiegenden Teil „auf der Straße lan-
den“. Von einem derartigen Personenkreis ist 
nicht zu erwarten, dass sie Verunreinigungen 
unverzüglich entfernen, so dass in diesen Fäl-
len ein Verstoß gegen die Ordnungsbehördli-
che Verordnung gegeben ist. 

Insoweit bildet nicht erst das Wegwerfen, Ab-
stellen oder das Zerschlagen eines Glasbe-
hältnisses eine potentielle Gefahr, darin liegt 
bereits eine Störung der öffentlichen Sicher-
heit. Die Gefahr, d. h. der zu erwartende Eintritt 
der Rechtsverletzung, ist erkennbar bereits 
mit dem Einbringen von Glasbehältnissen in 
den betreffenden Bereich gegeben. Aufgrund 
der nahezu unüberschaubaren Menge nicht 
ordnungsgemäß entsorgter Glasflaschen und 
Scherben, die anschaulich als Scherbenmeer 
bezeichnet werden kann, welches fotogra-
fisch in den Jahren vor 2013 dokumentiert 
wurde, ist mit hoher Wahrscheinlichkeit davon 
auszugehen, dass sich dies bei einem Nicht-
einschreiten wiederholen wird. Es besteht die 
Gefahr, dass Feiernde oder sonstige sich auf 
der Veranstaltungsfläche aufhaltende Perso-
nen über die Glasbehältnisse stolpern und 
in die Scherben fallen. In den vergangenen 
Jahren ist es deshalb zum Teil zu erheblichen 
Schnittverletzungen gekommen, die medizi-
nisch versorgt werden mussten. Außerdem 
besteht aufgrund des Kopfsteinpflasters in ei-
nigen Bereichen die hohe Wahrscheinlichkeit, 
dass Scherben zwischen den Steinen einge-
klemmt werden und besonders tiefe Schnitt-
verletzungen verursachen.  

Schnittverletzungen können auch dadurch 
entstehen, dass die auf dem Boden liegen-
den Flaschen, insbesondere kleinere Glas-
behältnisse, von Dritten bewusst oder auch 
nur versehentlich, beim Gehen weggetreten 
werden und andere Personen treffen können. 
Bei gewaltsamen Auseinandersetzungen der 
angetrunkenen Feiernder können die Glasbe-
hältnisse auch als Wurf-, Schlag- oder Stich-
werkzeug missbraucht werden.

Es kann somit nicht von einem bloßen Gefah-
renverdacht gesprochen werden. 

Jede Verletzung durch Glasscherben an dem 
Altweiberdonnerstag ist eine Verletzung zu 
viel, gegen die die Stadt Viersen Maßnahmen 
ergreifen sollte, um nicht „sehenden Auges“ 
Verletzungen an zu schützenden Rechtsgü-
tern wie Leben und Gesundheit zuzulassen.

Aufgrund der früheren Erfahrungen und der 
beseitigten Glasmengen besteht kein Zwei-
fel daran, dass an den Verbotstagen durch 
absichtliche aber auch durch unabsichtliche 
Zerstörung von Glasgefäßen Schäden entste-
hen werden. Ohne ein derartiges Glasverbot 
werden in einem sehr erheblichen Umfang 
Glasgefäße zu Bruch gehen, auch und gera-
de wegen der Enge auf dem Veranstaltungs-
gelände.

Für die Feiernden werden an den Kontroll-
punkten Papp/- Kunststoffbecher bereitge-
halten, damit die in Glasbehältnissen mitge-
führten Flüssigkeiten ggfls. umgefüllt werden 
können.

Um zu verhindern, dass die Feiernden in 
Gastronomie- und Einzelhandelsbetrieben 
Getränke in Glasbehältnissen erhalten, wird 
gleichzeitig der Ausschank von Getränken an 
Gäste/Kunden untersagt, die die Glasbehält-
nisse in das Veranstaltungsgelände nehmen 
möchten.

b. Störer

Die Allgemeinverfügung richtet sich an alle 
Personen, die die o. g. Bereiche betreten und/
oder sich dort aufhalten und Glasbehältnisse 
mit sich führen bzw. diese benutzen. Gem. § 
17 OBG haben sich die Maßnahmen gegen 
diese Personen zu richten, da sie die oben 
beschrieben Gefahr verursachen. Sie sind 
an den betroffenen Tagen Störer, da sie die 
Handlungskette in Gang setzen, die zu dem 
weggeworfenen und zerbrochenen Glas auf 
dem Veranstaltungsgelände führt.

Ein Vorgehen lediglich gegen einzelne Perso-
nen, die gezielt Flaschen unsachgemäß ab-
stellen oder gar zerschlagen und zweifelsfrei 
auch Störer sind, bietet keinen ausreichenden 
Schutz bei der großen Anzahl feiernder Men-
schen. Selbst bei Einsatz aller zur Verfügung 
stehender Ordnungskräfte ist eine flächende-
ckende Kontrolle nahezu unmöglich, so dass 
Rechtsverstöße nur in geringem Maße ge-
ahndet werden könnten.

Es mag einige wenige Personen geben, die 
tatsächlich ihre Glasbehältnisse wieder mit 
nach Hause nehmen, zum Kiosk bringen 
oder versuchen, diese ordnungsgemäß zu 
entsorgen. Die Beobachtungen in den letzten 
Jahren haben ein solches Verhalten der Fei-
ernden jedoch in der absolut überwiegenden 
Zahl der Fälle nicht bestätigt und entsprechen 
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auch nicht der Lebenswirklichkeit. Bei der Be-
urteilung der Störerqualität ist deshalb auf die 
Gesamtschau und nicht auf einzelne Fallvari-
anten abzustellen.

c. Verhältnismäßigkeit

Die getroffenen Regelungen sind auch ver-
hältnismäßig. Durch das Mitführ- und Benut-
zungsverbot von Glasbehältnissen wird wei-
testgehend sichergestellt, dass sie nicht auf 
das Veranstaltungsgelände gelangen. Die 
Verbote sind geeignet, die oben aufgezeigten 
Gefahren von Glas und Glasbruch abzuweh-
ren. Das erstmals im Jahr 2013 erlassene 
Glasverbot hat gezeigt, dass in dem Glasver-
botsbereich erheblich weniger Glas auf dem 
Boden lag und damit erheblich weniger Stö-
rungen der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung eingetreten sind. 

Das gesamtkonzeptionelle Vorgehen mit der 
für alle verpflichtenden Verbotsverfügung, die 
zusätzlichen 240-l Mülltonnen an den Ein-
gangsbereichen zum Veranstaltungsgelände, 
der vielfältigen Unterstützung in der Öffent-
lichkeitsarbeit sowie gezielte Ansprachen an 
die Feiernden führten zu dem erzielten Erfolg 
und wirksamen Mittel gegen die Gefahren, die 
sich durch Glas im Straßenkarneval ergeben.

Mit anderen, milderen Mittel als durch das 
verfügte Verbot, ist den zu erwarteten Verlet-
zungsfolgen nicht beizukommen. Durch die 
kaum zu kontrollierende große Anzahl von 
Personen scheiden auch andere Mittel wie 
z. B. Überwachung von Ordnungsstreifen mit 
Polizei, das Sammeln von Flaschen durch 
den Ordnungsdienst oder limitierte Zugangs-
reglungen für eine bestimmte Anzahl von Per-
sonen wegen fehlender Praktikabilität aus. 

Die Verhältnismäßigkeit des Glasverbots im 
engeren Sinne, wird auch durch die fast aus-
schließlich positiven Rückmeldungen – auch 
und insbesondere der Feiernden bestätigt. So 
kann jeder Feiernde seine individuelle Hand-
lungsfreiheit verwirklichen, da ein annähernd 
gefahrloses Betreten der Veranstaltungsflä-
che möglich ist. 

Von dem unter Ziffer 1.1 angeordneten ge-
nerellen Mitführverbot von Glasbehältnissen 
sind lediglich Getränkelieferanten und dieje-
nigen Personen ausgenommen, die das Glas 
offensichtlich und ausschließlich zum häusli-
chen Gebrauch mit sich führen. Damit besteht 
für Lieferanten und Anlieger innerhalb des 

Geltungsbereichs die Möglichkeit, Getränke 
in den entsprechenden Betrieb bzw. nach 
Hause zu bringen. 

Insgesamt wiegen die hinzunehmenden 
Einschränkungen der Feiernden durch das 
räumlich und zeitlich beschränkte Glasverbot 
weniger schwer, als die zu bekämpfenden 
Gefahren.

Zu 2. Zeitlicher Geltungsbereich:

Der zeitliche Geltungsbereich entspricht präzise den 
in den letzten Jahren festgestellten Gefahren-spit-
zenzeiten, die durch Glas und Glasscherben entste-
hen.   

Zu 3. Räumlicher Geltungsbereich:

Um eine wirkungsvolle Reduzierung von Glasbruch-
schäden und Schnittverletzungen zu gewährleisten, 
erstreckt sich der räumliche Geltungsbereich auf die 
angeordneten Maßnahmen zu Ziffer 1 auf Bereiche, 
die sich insbesondere in den Jahren 2011 bis 2013 
als durch Glasscherben besonders gefährlich her-
auskristallisiert haben.

Die Grenzen des Geltungsbereiches werden unter 
Berücksichtigung der Erfahrungen insbesondere 
der Polizei, der Feuerwehr, der Rettungsdienste, der 
Ordnungsbehörde sowie des Jugendamtes der Stadt 
Viersen bestimmt. Die Beschränkungen nur auf den 
Alter Markt erscheint nicht sinnvoll, da die isolierte 
Betrachtung dieses Bereiches nicht angezeigt ist.

Zu 4. Anordnung der sofortigen Vollziehung:

Rechtsgrundlage für die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung ist § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Die Anord-
nung der sofortigen Vollziehung bewirkt, dass eine 
mögliche Klageerhebung keine aufschiebende Wir-
kung hat. Daher sind die Anordnungen der Allge-
meinverfügung unter Ziffer 1 – 3 auch dann zu befol-
gen, wenn hiergegen Klage erhoben wird. Die Verzö-
gerung der Durchsetzung dieser Allgemeinverfügung 
würde durch den Suspensiveffekt einer Klage einer 
effektiven Gefahrenabwehr entgegenstehen. Die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung ist notwendig, da 
nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffe-
ne Anordnung wirksam umgesetzt werden kann. 

Die Gefahren, welche von missbräuchlich benutzten 
Glasbehältnissen ausgehen (wie in der Vergangen-
heit geschehen), können für so bedeutende Individu-
alschutzgüter wie Leben, Gesundheit und Eigentum 
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beteiligter und unbeteiligter Personen so schwerwie-
gend sein, dass nicht erst der Abschluss eines ver-
waltungsgerichtlichen Verfahrens abgewartet wer-
den kann.

Dem Schutz dieser Individualgüter müssen das ge-
werbliche Interesse an einem Verkauf von Glasbe-
hältnissen und das private Interesse an der Benut-
zung von Glasbehältnissen im öffentlichen Bereich 
lediglich temporär zurückstehen. Die Versorgung 
mit Getränken wird durch die Anordnung nicht ein-
geschränkt. Der persönliche Bedarf bzw. der Verkauf 
von Getränken durch die Nutzung von Kunststoff-, 
Plastik- oder Pappbechern bzw. Kunststoffflaschen 
ist problemlos sichergestellt. 

Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen 
Vollziehung der Allgemeinverfügung und damit der 
Verhinderung von Gefahren, insbesondere für die 
körperliche Unversehrtheit, überwiegt damit dem 
evtl. Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen. 

Zu 6. Androhung von Zwangsmittelns:

Nach § 55 Abs. 1 VwVG NRW kann der Verwaltungs-
akt, der auf die Vornahme einer Handlung oder auf 
Duldung einer Unterlassung gerichtet ist, mit Zwangs-
mittel durchgesetzt werden, wenn er unanfechtbar 
ist oder wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende 
Wirkung hat. Wegen der Anordnung der sofortigen 
Vollziehung entfällt die aufschiebende Wirkung eines 
Rechtsbehelfs gegen die Allgemeinverfügung.

Als mögliche Zwangsmittel nach dem VwVG NRW 
kommen zur Durchsetzung der Allgemeinverfügung 
nur das Zwangsgeld bzw. der unmittelbare Zwang 
in Betracht. Das mir bei der Auswahl des anzuwen-
denden Zwangsmittel eingeräumte Ermessen wird 
dahingehend ausgeübt, den unmittelbaren Zwang 
in Form der  Wegnahme und Vernichtung der mitge-
führten und zur Abgabe oder zum Verkauf bereitge-
stellten Glasbehältnisse anzudrohen. Nur bei konse-
quenter, zeitnaher und unmittelbarer Umsetzung der 
aufgegebenen Handlungsgebote gemäß Ziffer 1 in 
Verbindung mit Ziffern 2 und 3 können die Individual-
rechtsgüter wie Leben und Gesundheit ausreichend 
geschützt werden. 

Die Androhung eines Zwangsgeldes scheidet aus, da 
die Unaufschiebbarkeit der Maßnahme keinen Auf-
schub duldet. Nur die Anwendung des unmittelbaren 
Zwanges erscheint geeignet, der Anordnung unter 
Ziffer 1 in Verbindung mit Ziffer 2 und 3 den erforder-
lichen Nachdruck zu verleihen. 

Den Weisungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Ordnungsbehörde der Stadt Viersen und der Po-

lizei ist unverzüglich Folge zu leisten. 
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, erhoben werden. Die Klage ist schrift-
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten/ 
der Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle des Ver-
waltungsgerichts zu erheben. Sollte die Frist durch 
das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, würde dessen Verschulden Ihnen 
zugerechnet werden. 

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach 
Maßgabe der Verordnung über den elektronischen
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und 
den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen 
– ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. S. 
548) in der jeweils geltenden Fassung eingereicht 
werden. Das elektronische Dokument muss mit ei-
ner qualifizierten elektronischen Signatur nach § 2 
Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 16. Mai 2001 
(BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle 
des Gerichts übermittelt werden

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind 
besondere technische Rahmenbedingungen zu
beachten. Die besonderen technischen Vorausset-
zungen sind unter www.egvp.de aufgeführt.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
können Sie gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung beim Ver-
waltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr. 39, 40213 
Düsseldorf beantragen.

Anemüller
(Bürgermeisterin)



58
Abl. Krs. Vie. 2016, S. 53



59

Bekanntmachung 
der Stadt Viersen
Hinweis auf Widerspruchsrechte zu Melderegister-
auskünften und Datenübermittlungen

1. Gemäß § 50 Absatz 1 Bundemeldegesetz 
(BMG) darf die Meldebehörde Auskünfte aus dem 
Melderegister an Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang 
mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene geben. Dies ist jedoch nur in den 
sechs der Wahl vorangehenden Monaten möglich.
Die Auskünfte beschränken sich auf die in § 44 Absatz 
1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten (Familienname, 
Vornamen, Doktorgrad, derzeitige Anschriften sowie 
ggfs. die Tatsache das die Person verstorben ist).

2. Auf der Grundlage des § 50 Absatz  2 BMG können 
Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus 
dem Melderegister über Alters- oder Ehejubiläen von 
Einwohnern verlangen. 
Zu diesem Zwecke darf die Meldebehörde Auskunft 
über folgende Daten geben: Familiennamen, 
Vorname, Doktorgrad, Anschrift, Datum und Art des 
Jubiläums.
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte 
weitere Geburtstag und ab dem 100. Geburtstag je-
der folgende Geburtstag. 
Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende 
Ehejubiläum.

3. Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten 
Adressbüchern darf Adressbuch verlagen gemäß 
§ 50 Absatz 3  BMG Auskunft über Vor- und 
Familiennamen, Doktorgrade und Anschriften sämtli-
cher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben. 
4. Gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 BMG besteht das 
Recht, der Datenübermittlung nach § 42 Absatz 2 
BMG zu widersprechen.
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft Familienangehörige, die 
nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtli-
chen Religionsgesellschaft angehören, darf die 
Meldebehörde gemäß§ 42 Absatz 2 BMG von diesen 
Familienangehörigen folgende Daten übermitteln:
1.  Vor- und Familiennamen,
2.  Geburtsdatum und Geburtsort,
3.  Geschlecht,
4.  Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen 

Religionsgesellschaft,
5.  derzeitige Anschriften,
6.  Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie
7.  Sterbedatum.
Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung ver-
hindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke
des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öf-

fentlich-rechtliche Religionsgesellschaft. Diese 
Zweckbindung wird dem Empfänger bei der 
Übermittlung mitgeteilt

Die Betroffenen haben das Recht, der Weitergabe ih-
rer Daten zu widersprechen. 
Der Widerspruch kann schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift bei der Meldebehörde erhoben werden.

Widersprüche und Einwilligungen nimmt das Service-
Center-Viersen (Stadthaus), Rathausmarkt 1, 
41747 Viersen während der Öffnungszeiten entge-
gen.

Viersen, den 04. Januar 2016
Stadt Viersen

Die Bürgermeisterin
Im Auftrag

gez. 
Ricker

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 59

Bekanntmachung 
des Umlegungsausschusses 
der Stadt Viersen
Umlegungsgebiet Nr. 71 – An der Josefskirche – 
O.Nr. 17, 19

Der Umlegungsausschuss der Stadt Viersen hat mit 
Einverständnis der betroffenen Rechtsinhaber durch 
Beschluss vom 14.12.2015 gem. § 76 Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2141), in der derzeit 
gültigen Fassung, innerhalb des Umlegungsgebietes 
Nr. 71 den Umlegungsplan (Umlegungskarte 
und Umlegungsverzeichnis) für das nachfolgend 
aufgeführte Grundstück aufgestellt:

Gemarkung  Viersen
Flur   98
Flurstück   304

Mit der Zustellung der ihre Rechte betreffenden 
Auszüge aus dem Umlegungsplan an die Beteiligten 
ist der durch Beschluss vom 14.12.2015 für das 
Umlegungsgebiet Nr. 71 teilweise aufgestellte 
Umlegungsplan am 22.12.2015 unanfechtbar 
geworden.

Mit der Bekanntmachung nach § 71 BauBG wird 
der bisherige Rechtszustand durch den in dem 
Umlegungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand 
ersetzt.
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Viersen, 23.12.2015
Umlegungsausschuss

der Stadt Viersen
Der Vorsitzende

gez.
Müller

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 59

Bekanntmachung 
der Gemeindewerke Niederkrüchten 
GmbH

Aufgrund unseres Aufgebotes vom 01.10.2015 sind 
an dem von der Sparkasse Krefeld ausgestellten 
Sparkassenbuch

Nr. 3102272071

keine Rechte geltend gemacht worden.

Gemäß Abschnitt 6 des zweiten Teils („Geschäfts´-
recht“) der Neufassung der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften - AVV - zum Sparkassengesetz 
(SpkG) durch den Runderlass des Finanzministeriums 
NRW vom 27.10.2009, wird die Sparurkunde hier-
durch für kraftlos erklärt.

Krefeld, den 01.01.2016
Sparkasse Krefeld

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 60

Bekanntmachung 
der Jagdgenossenschaft 
Kempen-St. Hubert
Bekanntmachung über die Auslegung des 
Entwurfs der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes der Jagdgenossenschaft des 
gemeinschaftlichen Jagdbezirkes St. Hubert 
in Kempen-St. Hubert für das Geschäftsjahr 
2016/2017 (01.04.2016 bis 31.03.2017)

Der Entwurf der Haushaltssatzung und des Haus-
haltsplanes der Jagdgenossenschaft des gemein-
schaftlichen Jagdbezirkes Kempen - St. Hubert für 
das Geschäftsjahr 2016/2017 wird aufgrund des 
§ 7 Abs. 3 des Landesjagdgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 07. Dezember 1994 (GV NRW 1995 S. 
2) ab dem 07. Januar 2016 zur Einsichtnahme wäh-
rend der Dienststunden im Rathaus in Kempen, But-
termarkt 1, Zimmer 118, verfügbar gehalten.

Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes können von den Mitgliedern der 
Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagd-
bezirkes St. Hubert Einwendungen erhoben wer-
den. Diese können innerhalb einer Frist von 14 Ta-
gen nach Beginn der Auslegung schriftlich an den 
Jagdvorstand oder mündlich zur Niederschrift beim 
Schriftführer im Rathaus Kempen, Buttermarkt 1, 
Zimmer 118, erklärt werden.

Über die Einwendungen beschließt die 
Jagdgenossenschaft in öffentlicher Versammlung. 
Der Termin zu dieser Versammlung wird gesondert 
bekannt gemacht.

Kempen, den 21.12.2015
gez.

(Rübo)
Vorsitzender des
Jagdvorstandes

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 60

Bekanntmachung 
der Sparkasse Krefeld

Die Gesellschafterversammlung der Gemeindewerke 
Niederkrüchten GmbH hat am 13. Mai 2015 den Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2014 festgestellt 
und beschlossen, das Jahresergebnis wie vom Auf-
sichtsrat empfohlen zu verwenden.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes beauftragte RSM Verhülsdonk GmbH, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und Steuerbera-
tungsgesellschaft, Krefeld, hat am 17. April 2015 fol-
genden Bestätigungsvermerk erteilt:

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An die Gemeindewerke Niederkrüchten GmbH, Nie-
derkrüchten:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang 
- unter Einbeziehung der Buchführung und den Lage-
bericht der Gemeindewerke Niederkrüchten GmbH 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2014 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag 
liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter der Gesellschaft. Unsere  Aufgabe ist es, auf der 
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Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-
ziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, 
die sich auf die Darstellung des durch den Jahresab-
schluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht 
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Er-
wartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsy-
stems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass un-
sere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen ge-
führt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jah-
resabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-
trags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 
und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichter-
stattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450).

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Be-
stätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsbe-
richts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei 

Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresab-
schlusses und/oder des Lageberichts in einer von 
der bestätigten Fassung abweichenden Form (ein-
schließlich der Übersetzung in andere Sprachen) be-
darf es zuvor einer erneuten Stellungnahme, sofern 
hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf 
unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB 
wird verwiesen.

Krefeld, den 17. April 2015

RSM Verhülsdonk GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungs-
gesellschaft
   
gez. Welling   gez. von Beckerath
Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen vom 
Tage der Veröffentlichung an eine Woche lang wäh-
rend der Dienststunden bei der Gemeindewerke Nie-
derkrüchten GmbH, Dam 107, 41372 Niederkrüch-
ten, öffentlich zur Einsichtnahme aus.

Niederkrüchten, den 4. Januar 2016

gez. Blech
Kfm. Geschäftsführer

gez. Rögele
Techn. Geschäftsführer

Abl. Krs. Vie. 2016, S. 60
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